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47. Plenarsitzung des Landtages "·on Rheinland-Pfalz 
am 21. Oktober 1965 

Die Sitzung wird um 9.43 Uhr- durch den Präsidenten 
des Landta~s eröffnet. 

Präsidt'nt Van Volxem: 

kh ·~i·{)ffne die 47. Sit7.ung des Landtages. Beisit..:er sind 
die Herr.-n Abgeordneten Die! und Veltin. Die Redner­
liste führt Herr Abgeordneter Diel. Es fehlen entschul­
digt die Herren Abgeordneten Adamzyk, Detzel, Heller, 
Steinhauer, Fuch~, König, Gorges und Dedenbach. 

Ich habe dem Landtag mitzuteilen, daß die Herren Ab­
geor<lnetf'n lJemmerle. Hanz und Haehser ihr Mandat 
niedergelegt haben. Als Nachfolger für den ausgeschie­
denPn H1•rrn Abgeordneten Demrnerle ist der Herr Ab­
~eordnet.e Rocker anwesend. Ich begrüße ihn und wün­
sche ihm eine erfolgreiche Tätigkeit im Landtag 

(Beifall des Hauses.) 

Wir begrüßen auf der Tribüne als Gäste des Landtages 
S<;hüler und Schülerinnen der Oberstufe des Staatlichen 
Neuspraclilichen Gymnasiums in Saarbm·g, Schülerin­
n('n de-r Oberprima der Edith-Stein-Schule aus Speyer, 
Gl'WerksctiMtsjugend aus dem KX"eise Kaiserslautern 
und Polii~ibeamte des Polizeipräsidiums Mainz. 

(Beifall des Hauses.) 

M°"ine- Dnmen und Herren! Seit der' letzten Landtags­
sitwng haben zwei Abgeordnete ihren 60. Geburtstag 
ge[eiert ; der Herr Abgeol'dnete Dr. Brenner wurde am 
11. September und der Herr Abgeordnete Herbert Mül­
ler am 13. September 60 Jahre alt. Ich ~pre<.:he ihnen 
hiermit die Glückwünsche des Plenums aus. 

(Beifall des Haut:es.) 

Die Tagesordnung liegt Ihnen vor. Haben Sie Ein­
wande'' - Das i::;t nicht der Fall. Dann ist sie so ange­
nommen. 

kh 1·ufe ;;uf den Punkt l der Tagesordnung: 

Wahl eines Schriftführers 

Dii>~ Wahl ist nohvendig geworden. weil der Abgeord­
n<>t<> Gadrlum sein Amt als SclJ.rifUührer niedergelegt 
li:H. DiE' CDU-Fraktion schlägt als Nachfolger den Ab­
geordneten Rocker vm·. Wer diesem Vorscli.lag zustim­
men will , den bitte icli. um das Handzeichen. - Die Ge­
~enprobe! - Stimmen thaltungl - Bei Stimmenthaltung 
des Abgeordnli'ten Rocker einstimmig gewählt. 

Ic..:h l'Ufe au( den Punkt 2 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

- Drucksache II/497 -

Es liegt eine Mündliche Anfrage des Herrn Abgeord­
neten S<~hmidt vor betreffend Spielbank in Bad Ems. 
Die Anfra~e wird verlesen, 

Abg. Veltin (Schriftführ·er): 

56. Mündliche Anfrage des Abg. Schmidt (SPD) h<.!ti'. 
Spielbank Bad Ems 

Die Stadtverwaltung Bf1d F.ms (LuhnJ bemüht sich 
seit Jahren um die Zulassung einer Spi~lhank in 
Bad Ems. Sie erhofft sich ~ine Stärkung der zur 
Zeit schwar.;hen Finanzkraft der Stadt und eine 
Steigerung des Fremdenvei·k<'hr~. 

Die Bemühungen sind trotz des Hinweises, daß Bad 
Ems scli.on vor Jahrzehnten eine Spielbank hatte, 
ohne Erfolg geblieben. Nunmeht· hat der Herr Prä­
sident dos Landtages am 23. September 1965 in Bad 
Ems öffentlich die Spie-lbankvor:.;tellungPn der Stadt­
verwaltung unterstützt. 

Ich frage die L~mdesregierung, ob sie bereit ist. die 
El;'J;icbtung einer Spielbank in Bad Ems zu fördern 
un<t. ~ntJ~pr~chende Maßnahmen durch das Finanz­
ministerium einzuleiten. 

Präsidt'nt Van Vohc~m: 

Die Mündliche Anfrage i,vird durch den Herrn Innen­
minister beantwortet. 

lnnetimlruster Wolters: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Ifor­
ren! Der Ministerrat hat ~ich in der Vergangenheit 
mehrfach mil der Frage der Errichtung einer Spid­
bank in Bad Ems befaßt, letztmalig in seiner Sitzung 
vom 3. März 1965. Der Minis terrat ve1·trat die Auffas­
sung, d:aß dem Vorhaben aus den verschiedensten all­
gemeinpolitischen Gründen widersprochen werden 
müsse, insbesondere in Anbctn1eht der Tatsache, daß 
Bad Ems fi'.l.r elrte Splelb;1,nk ilberh<1upt kein Einzugs­
gebiet habe. An der damals vertretenen Auffassung 
hält die Landesregierung auch heute noch fest. 

Präsident Van Volxem: 

Eine Z~41aWrage wird uicht gestellt. 

Il:h rufe aur den Punkt 3 der Tage::iorrlnung: 

Mitteilung des Präshl..,ntp,n betr. Eriiatzwahl 
7:11rn Vf'rfassungsg«-riC'l1tshof 

- Drucksache II/460 -

Es scheiden aus nach der Drucksache II/460 Landge­
ricli.tspräsident Dr. Mol7. und 8enatspräsident Dr. Gaer­
ner. Es liegt mir ein Antrag der drei .Fraktionen vor, 
für den ausscli.eidenden Landgerichtspi'äsidenten Dr. 
Mo!z die Wiederwahl vorzunehmen und für den aus­
scheidenden Senatsprä&identen Dr. Gaerner den Ober­
landesgerichtspräsidenten Dr. KleinewefPrR aus Koblenz 
zu wählen. Wer diesem Vorschlag zustimmen will, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! - Ich stelle die einstimmige Wahl 
fest. 
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(Präsident Van Volxem) 
Ich rufe auf den Punkt 4 der Tagesordnung: 

Zwelte und dritte Beratung eines Änderungs­
antrages betr. Artikel 10 des Selbstverwal­

tungsgesetzes 

- Drucksachen II/217/252/474 -

Berichterstatter für den Hauptausschuß ist Herr Ab­
geordneter von Bünau. 

Abg. von Bünau: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ihnen 
vorliegende Drucksache II/474 ist das Beratungsergeb­
nis und die Änderung des Hauptausschusses zu den 
Drucksachen II/217 und II/252. Die Drucksache IIf217 
umfaßte einen Vorschlag zur Gleichhaltung des Bürger­
rechts mit dem Wahlrecht bei den hauptamtlichen Ge­
meindebeamten. Es ist Ihnen bekannt, daß der haupt­
amtliche Gemeindebeamte besonders hervorgehoben ist, 
weil er das Bürgerrecht unmittelbar nach seinem Zu­
zug in seine Gemeinde erhält. Nach dem Kommunal­
wahlgesetz erhält er aber nicht das Wahlrecht. Das 
Wahlrecht ist unter anderem an die Voraussetzung ge­
bunden, daß der Betreffende ein halbes Jahr in der 
Gemeinde wohnt. 

Diesen Unterschied zwischen diesen beiden Gesetzen 
wollte der Hauptausschuß beseitigen. Das Beratungs­
ergebnis hat aber dazu geführt, daß wir von dieser 
Beseitigung haben Abstand nehmen müssen. Nach 
einem eingehenden Gutachten des Justizministeriums 
bestehen gegen die Beseitigung des Unterschieds ver­
fassungsrechtliche Bedenken. Diesem Bedenken schloß 
sich der Ausschuß an. Es ist deshalb diese Sache fal­
lengelassen und Ihnen die Drucksache IIl474 ohne die 
ursprünglich beabsichtigte Regelung vorgelegt worden. 

Die Drucksache enthält im übrigen im dritten Teil 
einen Zusatz des Kommunalwahlgesetzes im § 48 a und 
48 b. Hier wird das geregelt, was wir bei Beratung des 
S<;>lbs tverwultungsgcsetzes ausgeklammert haben, näm­
lich die Einführung des Bürgerbegehrens bei Änderun­
gen der Gemeindegrenzen und die Anhörung der Bür­
ger bei der Auflösung einer Gemeinde. 

Im übrigen enthält die Drucksache die Änderung des 
§ 49 des Kommunalwahlgesetzes und setzt, wie schon 
bei der Beratung des Selbstverwaltungsgesetzes be­
sprochen wurde, die Wahlzeit für die Kommunalwah­
len neu fest. Es heißt: „Die Wahlzeit beginnt jeweils 
am 1. April jedes fünften auf das Jahr 1964 folgenden 
Jahres". 

Der lfauptausschuß hat einstimmig dieser Drucksache 
zugestimmt. Er empfiehlt dem Hohen Hause die An­
nahme des Antrages. 

Pl'äsident Va.o Volxem: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für die Ausfüh­
rungen. - Wird eine Besprechung gewünscht? - Das 
scheint nicht der Fall zu sein. Dann lasse ich abstim­
men in zweiter Beratung über die Drucksache II/474. 
Ich rufe auf Artikel 1, Artikel 2, Einleitung und Über­
schrift. Wer dem Gesetz in zweiter Beratung seine 
Zustimmung geben will, möge das Handzeichen geben. 
- Danke! - Gegenprobe! - Stimmenthaltung ! - In zwei­
ter Beratung einstimmig angenommen! 

Ich rufe die dritte Beratung au!. kh darf annehmen, 
daß auch hier keine Besprechung gewünscht wil·d und 
lasse abstimmen über die Drucksache II 474. Artikel l 
und Artikel 2, Einleitung und Überschrift. 

Wer in dritter Beratung seine Zustimmurrg g(•ben will, 
möge sich vom Platze erheben. - Danke! - G,egenprobe! 
- Stimmenthaltung! - Ich stelle die einstimmige An­
nahme fest. 

Punkt 5 der Tagesordnung: 

El'ste Beratung eines Landesgesetz"'; zur Auf­
hebung von Besatzungsrecllt im Lande 

Rbein\a.nd-PfaJz 

Drucksache II.'456 

Eine Begründung wird nicht gegeben. Der Alteslenrut 
schlägt die Überweisung an den Rechtsausschuß vor. -
Sie sind damit einverstanden. 

Punkt 6: 

Erste Beratung eines Urantrages der Fraktionen 
der CDU, SPD und FDP betr. Landesgesetz über 

die Befriedung des Landtagsgebäudes 
(Bannmeilengesetz) 

- Drucksache II.'470 -

Eine Begründung erfulgt nicht. Ich s<.:hlage Ihnen vor, 
den Antrag dem Rechtsausschuß zu überweisen. - Dem 
wird nicht widersprochen. 

Punkt 7: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes Üb<'r den 
Abscllluß eines Staatsvertrage,„ zwischen dem 
Saarland und dem Lande Rheinland-Pfalz über 
die Ausübung sclliffahrtspolizeilkher Vollzugs­
aufgaben auf dem saarländischen Teil der Bun-

deswa.sserskaße „Mor.el" 

- Drucksuche II 482 -

Der Ältestenrat sehliigt Ihnen die Überweisung an den 
Hauplausschuß vor. 

(Zurufe bei der SPD: Auch dem Wirtschafts­
und Verkehrsausschuß!) 

- Es wird noch die Überweisung an den Wirtschafts- und 
Verkehrsausschuß gewünscht! - Sie haben so beschlos­
sen. 

Punkt 8: 

Mitteilung des Präsidenten des Landtages betr. 
Entlastung der Landesregierung Rheinland-Pfalz 

wegen der Haushaltsrecllnung für das 
Rechnungsjahr 1963 

- Drucksache II/461 -

Es wird vorgeschlagen, d~e Drucksache Il!461 dem 
Haushalts- und Finanzausschuß zu überweisen . - Sie 
hab en so beschlossen . 
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Punkt~: 

Mitteilun,,: des Prisidenien des Landtag-es b«'tr. 
Rechnung des RechnungshofLS für das 

Rechnungsjahr 1963 

- Drucksache IIi462 -

Auch dif'se Drucksache soll dem Haushalts- und Fi-
1 1<1m:au:-;~<·h nCl überwiesen werden. - Das findet rhrc 
Zu,;timm1.1n'!'.. 

Punkt 10: 

Mitteilung des Präsidenten deis Landtages betr. 
ttbcrsit'ht über die vom 1. Oktober 1964 bis zum 

Absl·hluß des Rechnungsjab.-es 1964 geleisteten über­
und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrag 

von 10 000 DM und darübe-r 

- Dru<'ksache II/455 -

Diese Drucksache soll dem Haushalts- und Finanzaus­
,;chuß überwiesen werden. - Sie habt'n S-O besd1lossen. 

Punkt 11: 

Mittellun.ic des Präsidenten betr. Vbersicht über die 
über- und außerplanmäßigen Haushaltsau.sga'ben im 

ersten Vierteljahr 1965 

- Drucksache II/436 -

Hier erf0ll!t ebenfalls die "Oberweisung an den H aus­
halts- und Finanzausschuß. - Sie stimmen zu. 

Punkt 12: 

Mitteilnn1t des Präsident~n betr. t'tbersicht über die 
über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 

zweiten Vierteljahr 1965 

- Drucksache Ill458 -

Auch diese Vorlage wird dem Haushalts- und Finanz­
a ussd1uß überwiesen. 

Punkt 13 : 

Antrag des Petitionsausschu.isses betr. beratene 
Eingaben 

- Drucksat.:hen Il/475/491 -

kh lasse abstimmen. Wer dem Antrag des Petitions­
aussd1usses seine Zustimmung geben will, den bitte ich 
um das Hand7.eichen. - Dankel - Gegenprobe! - Stimm­
enthaltung! - It.:h slelle die einstimmige Annahme fest. 

~um Punkt 14 der Tagesordnung 

An&ralil' der Fraktion dec SPD betr. Einhaltung 
der Gcnteind.-ordnung und des Kommunalwaltl­

"esetzes in der Gemeinde Neuhä.usel 

- Drucksache Il'.WO -

bin ich gebeten worden, ihn erst heute Nachmittag zu 
behandeln, weil ein Abgeordneter, der dazu sprechen 
möchte, beruflich verhindert ist. - Sie sind damit ein­
verstanden. 

Punkt 15: Hier wird nur die zweite Beratung dur<:hge­
führt. und zwar: 

Zweite Beratung eines Land.esgesctzes über die 
Umzugskostenvergütung und Trennungsentschä­
digung für die Landesbt>amten und Richter im 

Landesdicn1>t 

- DruC'ksaC'hf' IT/411 -

Die Berichterstattung für den Hau::;h<1 lts- und F inam:­
ausschuß - Drucksache 111465 - erfolgt durch Herrn 
Abgeordneten Wolf. 

(Zuruf bei der SPD: Er ist noch nlc:ht da!) 

- Kann e.in anderer den Bericht geben, Herr Dr. Neu­
bauer? 

(Abg. 'nr. Neubauer: Nein~) 

- Dann stellen wir den I'unkt iurückl 

Pankt 16: Hier wird nur die 

Ersie Beratung eines Urantragcs der l"raktionen 
der CDU, SPD und FDP betr. Landfflgesetz zur 
Ergänzung des Vierten Landesgesetzes zur Xn-

dcrung des La.ndes bcsoldungsgesetzes 

- Drucksache II/490 -

durchgeführt. - Diese Vorlagt" wird df'm Haushalts­
und Finanzausschuß überwie:::en . - Sie sind damit ein­
verstanden. 

.Punkt 11: 

a) Zweite und dritte Beratung eines Urantrages 
der Fraktion der SPD betr. I H'lnde'!gesetz übet• 
die Zusammenarbeit zwiscl1en Schule und El­

ternhaus (Elternbeiratsgesetz) 

- Drucksache 11169 -

. b) :Zw.W.~e uncJ ~itte Beratung eines Landesge­
setzes über Elternbelr!ite 

- Drucksache IIi295 -

c) zweite und Dritte Berahmg eines Urantrages 
der Fraktion der CDU betr. Landesgesetz 

, über Elternbeiräte 

- Drucksache I!i310 -

'' ,.„.1„.1 ······ „. 
Die Berichterstattung für den Kulturpolitischen Aus­
schuß erfolgt durch Herrn Abgeordneten Martenstein. 
Ii:b erteile ihm das Wort. 

'"' I ' '•'• "'"" UUolil" ' ,t 1„,\„\ '' ' 

Abg. Martenstein: 

Herr Präsident! Meine sehr vct·ehrten Damen und Her­
ren! Der Gesetzesberatung, die heute hier in diesem 
Hohen Hause abge:.chlo::;sen werden soll, liegt ein Ur­
antrag der sozialdemok ratischen Frakt ion betreffend 
Landesgesetz üud die Zusammemll'bf'it zwlsch.en 
Schule und Elternhaus - Drucksache II/69 - zugrunde und 
d~:i;µi ~i~eJt~gieru~gsvorlage über Elternbejräte - Druck­
sache - II/95 - uq.d. schließlich ein CDU-Urantrag über 

...... ~-~t_e~~l?~~!:~ts~esetz in der Drucksache II/310. 
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Der Regierungsentwurf beschränkte sich darauf, für die 
einzelnen Schularten und -klassen Elternbeiräte vor­
zw:wlll'n. wie sie bereits in einzelnen Schulgesetzen 
gefordert werden. Diese Verpflichtung der Berufung 
von Elternbeiräten wurde mit diesem Gesetzentwurf 
auf die staatlidl anerkannten Privatschulen ausgedehnt. 
Der Regierungsentwurf ging von der Wahl der Klassen­
elternbeiräte aus. Er betrachtete diese Wahl als Aus­
gangspunkt für die Wahl der Sdlulelternbeiräte; ähn­
Jid1 werde in anderen Bundesländern verfahren. 

Die Uranträge der beiden Fraktionen forderten eine 
weitergehende Regelung, und zwar obligatorisch den 
Landeselternbeirat. Nadl dem Urantrag der sozialde­
mokratischen Landtagsfraktion sollten dem Landes­
ellernbcirat nodl neun Sachverständige aus dem Be­
reiche der Erziehung und Bildung beigegeben werden. 
Kt'rnpunktc der Debatte im Kulturpolitischen Aus­
schuß waren dann die Frage der Einführung der Klas­
senelternbeiräte und die Einrichtung eines Landes­
elternbeirates. 

Begleitet wu1·den die Beratungen des Kulturpolitischen 
Ausschusses von Zuschriften der Vorsitzenden einzel­
ner Elternbeiräte verschiedener höherer Schulen der 
P!alz bzw. des Vorsitzenden des Bezirkselternbeirats 
für die höheren Schulen der Pfalz. 

Der Kulturpolitische Ausschuß beschloß schließlich, die 
Vertreter der einzelnen Verbände anzuhören. Dabei 
wurden gehört: -die Vertreter der Gewerkschaft „Er­
ziehung und Wissenschaft" und die Vertreter der in der 
Dad1organisation „Deutsc.:her Beamtenbund" unterge­
brachten Lehrerverbände; ich nenne hier den Philolo­
genverband, den Verband der Gewerbelehrer, der Dip­
lom-Handelslehrer usw. 

Der GEW-Vertreter und einzelne Vertreter des Deut­
schen Beamtenbundes sowie einige Herren des Be­
zirkselternbeirats der Pfalz sprachen sich gegen die 
Elmichtung von Klassenelternbeiräten aus. 

Die Vertreter der angehörten Verbände haben den 
Wunsdl geäußert, nach Abschluß der Beratungen des 
Ausschusses noch einmal gehöt·t zu werden. Diesem 
Wunsche konnte nidlt stattgegeben werden. Die Art 
des Anhörver!ahrens der Vertreter der einzelnen Leh­
rerverbände wurde aus diesem Anlaß Gegenstand einer 
ausschußinterncn Selbstkritik. 

Mitglieder des Kulturpolitischen Aussdlusses verhehlten 
nicht ihre Befürchtung, daß die in den Klassen vor­
handenen kleinen persönlichen Anliegen sehr leicht 
zum Mittelpunkt der Beratungen und Bemühungen 
des Klassenelternbeirats werden könnten und dann 
auch die Arbeit des Schulelternbeirats maßgebend be­
einflussen würden. Trotz dieser Bedenken fand der 
Vorschlag, künftig Klassenelternbeiräte einzurichten, 
Aufnahme in das Gesetz, und zwar mit der ausdrück­
lichen Begründung, man müsse denen entgegenkom­
men, die eine stärkere Bindung der Eltern zu dem 
Klassenlehrer anstrebten. 

§ 9 des Gesetzes sieht die Pflege des Schullebens als 
Aufgabe des Schulelternbeirats an. § 10 bestimmt die 
Zusammensetzung des Landeselternbeirates und § 11 
dessen Wahl, die durdl eine nodl zu erlassende Wahl­
ordnung ergänzt wird. § 14 bestimmt die Aufgaben des 
Landeselternbeirats. Sie sind im Bereich der Grund­
satzfragen der Erzie hung und Bildung beheimatet. 

Nach der Beratung der Vorlage im Red1tsausschuß, die 
im wesentlichen formelle Änderungen de~ Geselws 
brachte, beschloß der Kulturpolitische Ausschuß in sei­
ner letzten Sitzung, auch die Heimvolksschulen in die 
Elternvertretung einzubeziehen. Außerdem wurde § 11 
Abs. 2, der die Wahlordnung betrifft. neu gefaßt. 

Die Mitglieder des Kulturpolitischen Ausschu~scs 
stimmten der Vorlage einstimmig zu. lch bitte das Hohe 
Haus, dieser Gesetzesvorlage ebenfalls zuzustimmen. 

(Beifall des Hauses.) 

1 · Präsident Van Volxem: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter und bitte um die 
Berichterstattung des Rechtsausschusses. Das Wort hat 
die Abgeordnete Frau Kölsch. 

Abg. Kölsch: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Recllts­
ausschuß hat im wesentlichen redaktionelle Änderun­
gen vorgenommen. Nadl dem Antrag des Rechtsaus­
schusses - Drucksache Il/473 - ist folgendes zu ändern : 

In § 2 Abs. 2 Buchstabe a werden die Worte „sein Amt·• 
durch die Worte „seine Mitgliedschaft" ersetzt. 

Da die Wahlperiode generell zwei Jahre beträgt, es je­
doch Berufsfach- und Berufsaufbauschulen mit einjäh­
riger Schulzeit gibt, wird dem § 4 folgender neuer Ab· 
satz 3 angefügt: · 

„(3) Bei Berufsfach- und Bcrufsau(bauschulen wird 
der Klassenelternbeirat für die Dauer eines Bil­
dungsganges der Schule gewählt." 

In § 6 dritte Zeile werden die Worte „der Schüler der 
Klasse" gestrichen. 

In § 7 wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Bei Berufsfach- und Berufsaufbauschulen wird 
der Schulelternbeirat für die Dauer eines Bildungs­
ganges der Schule gewählt, wenn dieser kürzer als 
zwei Schuljaht•e ist." 

Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4. 

In § 14 Abs. l dritte und vierte Zeile werden die Worte 
„Gestaltung der" sowie in § 19 Satz 2 das Wort „inso­
weit" gestrichen. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Van Volxem: 

Ich danke der Frau Beridllerstatterin und eröffne die 
Besprechung. ·Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Barthel (SPD). 
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Abg, ßartbd: 

HNr Prä~ident! Meine Damen und Herren! Nach der 
sehr .ausführlichen l:!erichier-stattung durch den Kolle­
gen Martenstein kann ich mich in meiner Stellung­
nrihme ;mm Eltemb~iratllg~setz verhältnismäßig kurz 
fas~<'n. Zunikhi>t möchte ich davon sprechen, daß mit 
c:lit'st'r BPratung unseres Urantrages nach unserer Mei­
nung ein mehrt're Jahre dauernder Streit zwischen den 
lnterl'ssierten und Beteiligten - so hoffen wir - gütlich 
b<•ig„lf'gt wurden ist. 

Am Anfang der Beratungen stand in den Jahren 1962 
u11ct l 9tn dils Drängen verschiedener Elternvereinigun­
gen. imib1!sundere des Bezirkselternbeirats der Pfalz, 
drwh mwh 1n uni<erem Lande einen I..andeselternbdrat 
Pinzuri<'htf'n. Das Kuliu;;ministerium hielt eine solche 
r:inrichtung für überflüssig. Es war der Auffassung, 
dal.l die Eltern dur<'h die parlamentarischen Körpcr­
sdrnfiPn vP.rtreten seien und es nicht notwendig sei, daß 
die F.ltPrn t>in PigP.nf'S BPratungsgremium hätten, das vom 
K11lt11:"minii;tPdum bei Erörtenmg grundsätzlicher Vor­
o;tE•llungt>n und vor Beschlüssen angehört werden müsse. 
Die::;e un1erschiedlichen Auffassungen drangen auch in 
die Prci:.sc• ein, und es kam zu einer sehr interessanten 
Zl.'itun~sfehde zwil;chen dem damaligen Bezirkseltern­
b<'in1tsv<ll'Sitr.endem der Pialz und dem Kultusminister. 
dPI' imm•'l" wiedPr davon ~prach, daß er eine solche 
Einridüung für nid)t notwendig und für überflüssig 
ha!IP. 

(Abg. Kulm: Deswe~tm ist er nicht hiet·! - Abg_ 
Thorv.irth: Wo ist denn der Herr Kultusminister, 

Herr 8taa1si<ekrPtär? J 

UiP sozi:.ildP.mokratische Fraktion hat diese Meinungs­
VPJ'schit•df'nhPit<>n a1Jf die parlamentarische Ebene ge­
h<>bt~n, indem sie im November 1963 den Urantrag übet' 
<iiP 7.Uf'itlnm<'narbcit iw„·ischen Schule und Elternhaus 
t•inbr<1dl1P. Dieser Urantrag fand insoweit die Zustim­
lll\111~ <liP~es Hau::;es, ali; ei:- den Ausschüssen überwiesen 
W•H'<lPn iFt iillerding~ ruhte er dol't ein ganzes Jahr. 
Nur das Driingen aus verschiedenen GruTJpierungen der 
~:ltp1·nschaft, ins~sondere wieder aus der Blternschaft 
d('r hiiher<>n .Schulen, ließ nicht nach. 

Im Oktob<'r 1964 - also ein Jahr später - h1:1t endlich 
da~ Kultusmini !:tPrium bzw. die Landesregierung eine 
<~::etl.t'S\'ol"lage eingebracht, die aber interessanter­
w<•is<.' nur das enthie lt, was in den übrigen Landes­
g~,;et1.~.>n für Volki;schulcn, höhere &hulen und Hea!­
sdHJIPn hereits enthalten war. Dem Drängen der Eltern 
m1<'h ein•'m r.~ndei-e11.ernbeirat wurde immer no<:h nicht 
~t<1tigegP.l>('n. Man sah aber ein, daß man nunmehr in 
eirw Dü;kussion dieRer Fragen eintreten müsi>e und 
woll1e :;ich den Pelz waschen lassen, aber dabei nicht 
n<1U w"'rciPn. 

Die Unzulänglichkeit dieses Vorsrnlages erkannte auc:h 
dit> Fraktion der CDU: denn sicherlich nur so ist es zu 
Nklären . daß sie selbst einen Monat später eine eigene 
Vorlage zur n egelung der Frage der E!Lernbeiräle ein­
bnv.:h1.P., in der im wesentlichen die grundsätzlichen 
Foi·<i<>rung<>n der Eltern aui Einbcrulung und Errich­
t.u11J.! eit1es Landeselternbeirates anerkannt wurden. 

Die:se Vorlage brachte zum Teil etwas andere Lösun­
~t!n als der Urantrag dei:- SPD, aber in wP.sentlichen 
PunklPn bestand Übereinstimmung. Sie bestand in dem 
wimtig:;len Punkt, da.13 ein Landeselternbeirat einge­
rid1tt·t wird und dicsnr alle Schularten und Schulgat­
tull~(·n umfasi:en solle: auch in der Aufgabenstellung 
für . diP 8chuleltembeir.üte war man sich weitgehend 
d11i11.. 

1 

Nach vielen Diskusi;ionen und Besprechungen zwis<:hen 
den Fraktionen und den verschiedensten E!tPrnbeiräten, 
sowohl der höherf>n S<'httlP.n als auch l'l.P.r V<ilksschulcn, 
nach dem Anhörverfahren, über da~ Herr Kollege Mar­
tcnste!n bereits berichtete, und den Diskussionen in den 
Aus!!chüssen wurde ein gut.et' und mehl'facher Kom­
promiß gefunden. Es ist ein Kompromiß zwischen den 
Vorstellungen der CDU und der SPD und den Vor­
stellungen der Eltern und der Lehrer. Die Lehrer 
wai:-en zuerst ein wenig in Sorge, daß ein F.Ite rnbelrat 
auf' Landesebene unter Umständen eine Art neues 
Kontrollorgan gegenüber der Lehrerschaft beinhalten 
~ollte. 

Es war weiterhin ein Kompromiß in dt-r Frag-e, ob der 
Land~elternbdrat im \v·esen11i<'hf'n nur au;; r~ltern 

odt>r auch aus Saclwerstiindigen bE>i::frhPn ,;olle. 

Ich glaube, daß die gefundene Lösung ein guter Kom­
promiß geworden ist, wenn wir auch bedauern. daß 
trotz unserer eingehenden Bcgriind11ng, die ei~entlich 
aud\ nicht wi<lerlP.gt w erden konnte, und trotz der 
Vorstellungen vieler Eltern der Klassenelternbeirat 
beibehalten wurde, allerdings - crfreuliche1·weise - in 
einer ~twas abgeschwächt~n Form. 

Attcl1 der Wahlmodus, der nun na<'h vielen Beral 1 in11,1->n 

gefunden und zum Schluß noch einmal verändert wor­
den ist, scheint uns noch ein wenig komplizie rt. und er 
gibt noch nicht die Gewähr dafür. daß sich die Eltern. 
die in diesen ßezirksclternvertretungen und Landes­
elternvertretungen zusammenkommen, auch soweit ken­
nen, daß eine Wahl der einzelnen Personen wirklich 
i;innvoll erscheint. 

Trotz dieser von mir kurz gekenn:zei<'hnPt.Pn 8chön­
heits.fehler sind wir der Auffassung, daLl dieses Gesetz 
im ganzen eine gute Sach~ ist; eine gute Sache schon 
deshalb, weil es im Grunde genommen ent:-; lat1den ist 
aus der Initiative unserer Bürger, vor allPm ab<>r, weil 
die Eltern während der ganzen Zeit der Beratungen 
immer aktiv eingegriffen und mitbe1·aien habnn. Sie 
haben sehr viele Stunden ihrer freien Zeit dafür ver­
wendet. Ich glaube, wir sollten an dieser Stelle den 
beteiligten Eltern und Elternbeiräten in den ver::ichie­
densten Städten und Gemeinden unseres Landes, ins­
bc,son<:iere dem .Bezirkselternbcirnt der Pfal;r., auch un­
seren Dank dafür abstatten. 

(Beifall bei der SPU.J 

Und ein zweites ist hie1· in dieser Sache noch anzu­
sprechen. Die Schaffung dieses Geset;r.e;; dokum~ntiert 
in nicht ZLt übersehender Weise, daß es den Eltern nicht 
nur gestattet ist, ihr Elternrecht aus7.uühcn bd der 
.li'estlegung der Schulart, ob ihr Kind in eine kQn[~;;sio­
nelle oder in eine Gcmeinschaft~sd1ule gehen soll, i;on­
dern daß hier vom Gesetzgeber festgelegt ist, daß die 
Eltern auch das Recht haben, in allen grundsätzlichen 
Fragen der Gestaltung des Schullebens mitzuwirken . 
Das war uns ein besonderes und wichtiges Anliegen . 
Nicht zuletzt deshalb haben wir dieses Gesetz aufge­
griffen, den Urantrag eingebracht und bei den Bera­
tungen .in dieser Richtung mitgewirkt. 

Im Verlaufe der lie ratungen lwnnten wir erfreulicher­
weise erkennen, da ß der Widers tand dPs Kult11smini­
steriums gegen den Landeselternbeirat langsam im 
Schwi.nc;ien begriffen war. Wir hoffen des halb. daß die­
ses Gesetz dazu beitragen wird, erstens die Zusammen­
arbeit zwischen Eltern, Schulverwaltung, Minii<tPrium 
und.Parlarp.ent zu fördern, zweitens, dali es d11s Ver­
trauen zwischen Lehrern und Eltern m~·hr~n und noch 



47. Sitzung, 21. Oktober 1965 1623 

(Barthel) 

vertieren wird und daß schließlich drittens auch das 
allgemeine Interesse der Eltern durch die Praktizie­
rung dieses Gesetzes gestärkt werden wird. Damit 
kann und soll dieses Gesetz einen Beitrag leisten und 
wirlcen zum Wohle der Schule und zum Wohle des 
Kindes. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Das Wort hat Herr Abgcol'dneter Gaddum (CDU). 

Abg. Gaddum : 

Herr Präsident! Sehr verehrte Damen! Meine Herren~ 
Den Beratungen in den Ausschüssen lagen, wie schon 
betont wurde, mehrere Vorlagen zugrunde. Die Fas­
sung, wie sie jetzt dem Hohen Hause vorliegt, ist in 
selten starkem Maße eine Arbeit eigentlich des Par­
laments und der Parlamentsausschüsse, und sie ist in 
den Ausschüssen, insbesondere im Kulturpolitischen 
Ausschuß, als eine Gemeinschaftsarbeit aller Fraktio­
nen entstanden. Sie ist in dieser Hinsicht. wie Herr 
Kollege Barthel erklärt hat, ein Kompromiß auf man­
cherlei Gebieten. Wir stehen nicht an, zu sagen, daß 
wir mit diesem Kompromiß auch zufrieden und ein­
verstanden sind. 

Wlr haben in diesen Beratungen Mitwirkungen .erlebt 
von Elternvertretungen, denen wir wie Sie, Herr Barthel, 
durchaus dankbar sind. Wir haben gleichzeitig aller­
dings au<'.'h die Feststellung ma<'.'hen müssen, daß es 
eben bisher nur ganz bestimmte Gruppen von Eltern­
vertretungen sind, die sich hier mit sehr großer An­
teilnahme gemeldet und mitgewirkt ha ben, während 
doeh weite Teile der Elternschaft, regional und sachlich 
bczu~cn, in dieser Form noch nicht mitgewirkt haben. 
Aber das mag auch daran liegen, daß die organisatori­
schen Formen, wie sie etwa in der Pfalz gegeben wa­
ren, in anderen Landesteilen bisher nicht bestanden. 

Wir hoffen, gerade mit diesem Gesetz eine engere Zu­
sammenarbeit einmal zwischen Schule und Elternhaus, 
zum anderen· aber auch zwischen den Elternbeiräten 
als Vertretung der Eltern und dem Kultusministerium 
zu erreichen. Ich möchte hier doch sehr betonen, d aß 
das Kultusministerium in den Ausschußberatungen sehr 
inifü1tiv und sehr loyal mitgearbeitet und uns viele 
gute Vorschläge gebracht hat, die wir haben einat·beiten 
können und denen wir gemeinsam haben zustimmen 
können. kh möchte das durchaus und gerade a uch so 
werten, daß das Kultusministel"ium nach meinet· festen 
Überzeugung bereit und entschlossen ist, dieses Gesetz 
so zu praktizieren, soweit es dazu etwas tun ka nn, daß 
dem Sinn u nd dem Willen des Gesetzgebers entspro­
chen wird. 

<Abg. Thorwirth: Das muß der Kultusminister 
erst mal selbst sagen!) 

- Herr Kollege Thorwirth, das ist das Ergebnis meines 
Erachtens, und das werden die Kollegen bes tätigen, die 
mit da bei wa ren, aus dem Klima der Beratungen. Des­
halb, glaube -ich, kann man das auch hier von seiten 
des Parlaments sagen. 

Dieses Gesetz isl, wie schon gesagt, dc;>r Versuch, die 
Zusammenarbeit zwischen Schule und Elternhaus zu 
verstärken. Es ist nicht Sinn des Gesetzes, eine neue 
Kontrolllnstanz aufzubauen. Aber diese Zusammenar-

beit, wie sie sich bisher schon in den Gebieten darge­
stellt hat, wo bereits Elternbeiräte be:;tandcn haben, 
wird durch Neufassung des Aufgabenkatalogs insbe­
sondere für den Schulelternbeirat unterstl'ichen und ge­
fördert. 

Die Schwergewichte des Gesetzes liegen ganz eindeutig 
b eim Schulelternbeirat und beim Landeselternbeirat. 
Besonders der Landeselternbeirat als ein Novum wird 
sich erst einmal vortastend in seine neuen Aufgaben 
einfügen müssen. Die Überlegungen, die zu der Neu­
fassung des Wahlmodus gerade in den letztt!n Beratun­
gen geführt haben, werden, glaube ich, der Zusammen­
arbeit im Landeselternbeirat zugute kommen. Un:l da 
wir, Herr Kollege Barthel, diesem Wahlmodus gemein­
sam zugestimmt haben, sollten wir, glaube ich, :.iuch 
heute gemeinsam eben diesen Versuch vt!rtreten, daß 
eine Wahl hier möglich ist, die zugegebenermaßen ein 
Kompromiß ist zwischen der erstrebten Gerechtigkeit 
und der Praktikabilität eines solchen Gesetzes. Daß 
sich die zu Wählenden und die Wähler in weite m Maße 
nicht kennen, '"''ird wahrscheinlich immer hier so blei­
ben, weil naturgemäß eine sehr große F luktuation in­
nerhalb dieser Gremien der Fall sein wird. Das ist auch 
einer der Gründe gewesen, weshalb wir uns nicht zu 
längeren Wahlperioden haben entschließen können. 

Einige offengebliebene Fragen, die als Wünsche an uns 
herangetragen wurden, können noch au r dem Wege der 
Dut·chführungsverordnung bzw. auch der Geschäftsord­
nung, die sich del' Landeselternbeira t selbst gibt. gere­
gelt werden. Ich denke hier an die Bildung von Fach­
ausschüssen, die sehr erbeten wurde. Sie sind im Ge­
setz nicht erwähnt, aber es war ausdrücklicher Wille 
des Ausschusses, daß eine solche Bildung von Fachaus­
schüssen möglich ist durch dle Geschäftsordnung, die 
sich der Landeselternbeirat geben wird. 

Es wird nun darauf a nkommen, dieses Gesetz mit Le­
ben zu erfüllen. Wir steh en a ls Gesetzgeber a lle in der 
Ge!ahr, perfekte Ordnunge n zu schaffon, d ie unter Um­
ständen organisatorisdl. perfekt sind , die dann aber in 
der Praxis hohl bleiben. 

Wir haben deshalb entsprechende Einrichtungen in die­
sem Gesetz geschaffen - wie die der Klassenelternver­
sammlung -, weil wir glauben, daß dies zum Beispiel 
ein Gremium ist, in dem wirklich eine lt>bendige Zu­
san,menarbeit zwischen Schule und Eltern zustande­
kommt. Es ist unsere Hoffnung, daß dieses Gesetz von 
der Praxis her so ausgeführt wird, daß das Mitwir­
kungsrecht der Eltern auch verstanden wird als eine 
Mitwirkungspflicht an der Arbeit der Schule a n den 
Kindern. 

Die mannigfaltigen Möglichkeiten, die dieses G<.>setz 
gibt, werden - so hoffen wir - , so ausgefüllt werden, 
daß die Wünsche der Elte rn, die sich besonders um 
dieses Gesetz gekümmert haben und die es sich haben 
angelegen sein lassen, hierfür zu sprechen, erfüllt 
werden. Es geht uns auch darum, in der Zusammen­
arbeit zwischen Schule und Eltern - ein Stück Demo­
kratie zu praktizieren, ohne die echten Aufträge, die 
beide Seiten haben - die Schule für sit!h und die Eltern 
für sich - anzutasten. Es geht um den Versuch einer 
echten Zusammenarbeit, die beide mittragen müssen, 
und \vir hoffen, hierfür in diesem Gesetz einen Rah­
r:nen gegeben zu haben. 

Wir stimmen deshalb dem Gesetz in der Fassung d es 
Kulturpolitischen Ausschusses einschließlich der beiden 
Änderungsanträge zu und ho!fen - wie . gesagt -, es 
möge sich bewähren. Ich danke Ihne n! 

(Beifall der Regierungsparteie n.) 



Stenographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz, V. Wahlperiode 

Präsident Van Volxem: 

Das i.vort hat Herr Abgeordneter Martenstcin (FDP}. 

Abg. Martenstein: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich besd1ränke unseren Diskussions~itrag bei 
der Verabsctliedung dieses Elternbeix·atsgesetzes aui 
wenige Satze. 

Ich bin beauftragt, noch einmal unsere Zweifel an der 
Zweckmäßigkeit des Kiasscnelicrnbcirals hiet ln di.e­
i>r>m Hoh('n Hause au~zu~prechen. Diese Z\1.reifel gegen­
uber der Zweckmäßigkeit des Klassenelternbeirats 
werden uns nicht hindern. dieser Vorlage unsere Zu­
~timmunl'( zu geben. Wir erwarten, daß die Hoffnungen, 
die in diesen Klass.enelternbeirat gesetzt werden, von 
der Wirklkhkeit erfüllt werden und daß die Befürch­
tun1;wn, die wir haben aussprechen müssen, zum Schluß 
gegenst<i ndl'loi; geworden sind. 

Unsere zweite Hoffnung i.st die, daß durch die Klassen­
Elternvt>l'snmrnlungen die Zufallsergebnisse bei der 
Wahl von Schulelternbeiräten ausgeschlossen werden, 
wie wir überhaupt der Hoffnung :sind, daß durch das 
Wahlverfahren - wer wählt v:en, wo und Wie - die 
~ed,gneten Eltern ihren Einzug in den Landeseltern­
hdr:<t. hnlt„n werden. 

Meine Damen und Herrenl Familiengemeinschart - so 
meinen wir - umschließt Eltern und Kinder. Und es 
~olltP - das ist unsere Hoffnung, die uns bei der Ver­
al>s<.;hiedung dieses Gesetz()S bestimmt - ein geistiges 
Dand gegeben sein zwisC'hen dem Schüler, dem Lehrer 
und dem EltPrnhaus. Wir meinen, daß, wenn von dieser 
Seite her ein Sinn für die Wertgemeinschaft „Schule~ 
gefunden wird, das Landeselternbeiratsgesetz „einen 
Segen habt·n wird. 

Mit diesen Betrachtungen geben wir unsere Zustim­
muni;(. 

<Beifall der Regierungsparteien. ) 

Prä.sidl>nt Van Volxem: 

E s liegen keine Wortmeldungen mehr vor. kh schließe 
die HPsprPC'hung. Wir stimmen ab in Z\\reiter Beratung, 
und zwar ;i:unächst über die Änderungsanträge. Wer 
dC'm Änd•'rungHankag des Rechtsaus i;chusses - Druck­
;-;<iehe IT·4'i3 - seine z,1stimmung geben will, den bitte 
ich, da:-; lfandzeichen zu gt>bcn. - Danke! - Gegenprobe! -
StimmenthHltung! - Eini;timmig angenommen! 

.fetzt stimmen wir ab über die Drucksad1e Il/496 -
Anderungsantrag des Kulturpolitischen Ausschusses 
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, 
möge das Handzeichen geben. - Danke! - Gegenprobe! 
- Stimmenthaltungl - Auch dieser Anderungsantrag ist 
ein::;timmlg angenommen. 

Unter BPrüC'ksichtigung der soeben beschlossenen Än­
cif'rungi>n lasi::e ich üb(~r die Drucksache 111425 ab::;tim­
nwn. kh mfe auf § l. 2. 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9 bis 20, Einlei­
hmg und Ühcrschrift. V.'er in nvciter Beratung seine 
Zustimmung geben will, möge das Handzeichen geben. 
- Danke! - Gegenprobe! - Stimmenthaltung! - Ich ::;telle 
di e- einstnnrnige Annahme in zweiter Beratung fest. 

Ich rufe die dritte Beratung auf. Wortmeldungen lie­
gen nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. Abstim­
mungsgrundlage ist die Drucksache II/425 in der Fas­
sung der zweiten Beratung. kh rufe auf die Abschnitte 
I bis V, Einleitung und Überschrift. Wer dem Gesetz 
in dritter Beratung seine Zm;timrnung geben will, 
möge sich vom Platz erheben. - Danke! - Gegcnprobel 
- Stimmenthaltung! - Ich stelle die einstimmige An­
nahme fest. 

(Beifall des Hauses.) 

kh darf Z\Visch~ndurrh beknnntgeben. daß die drei 
Fraktionen wünschen, daß das Personalvertretungs­
gesetz, das in der 46~ Sitzung am 7. Juli 1965 dem So-

. zialpolitischen Ausschuß überwiesen v.'Urde, außerdem 
auch dem Hauptausschuß zur Beratung überwiesen 
wird. 

Meine Damen und Herren! Inzwischen ist der Bericht­
erstatter zu Punkt 15 der Tagesordnung, Herr Abge­
ordneter Wolf, anwesend. 

(Vereinzelter Beifall.) 

kh rufe auf Punkt 15 der Tagesordnung: 

zweite und dritte Bc.ra.tung eines Landcsgesctze.s 
über die Umzugskostenvergühmg und Trennungs­
entsclliidigung für die Landesbeamten und Richter 

im Landesdienst 

- Drucksache lI/411 -

Bericliterstatter fÜr den Haushalts- und Finanzaus­
'. schuß ist der Herr °Abgeordnete Wolf. 

I' · 4,~ • .W,9,'!~~ .. „„ •.. 
! 

Herr Präsidentl Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Der Haushalts- und Finanzaussehuß hat die 
Drucksache II/411 - Entwurf eines Landesgesetzes über 
die Umzugskostenvergütung und Trennungsentschädi­
gung für die Landesbe<11nten und Richtet im Landes­
dien!it - beraten. 

Diese Hegierungsvorlage wurde eingebraeht, weil nach 
§ 100 des Landei;beamtP!'l!{l'~!'tr.es von RhPi nl;m<l-Pfalz 
die Umzugskostenvergütung der Beamt.en dur~h Gei;eiz 
zu regeln ist. Die für unmittelbare Lande~be.amte gel­
tenden Vorschriften über die Umzugskostenvergütung 
!inden nach § 4 des Landesrichterge8etze~ auf die Rich­
ter im Landesdienst entsprechende Anwendung. 

Das zur Zeit geltende Gesetz übe1· die Umzugskosten­
vergütung der Beamten vom 3. Miü rn:~5 - es ist also 
30 Jahre alt - entspricht nicht mehr den veränderten 
rechtlichen und tatsächlichen Verhältnissen. Gemäß der 
Durchführungsverordnung vom 7. Mai 1935 enthält der 
§ 14 des Umzugskostengesetzes von 1935 gleichzeitig 
Rechts- und Verwaitungsvorschriften. Diese Ilechts­
und Verwaltungsvorschriften zu ändern, bedarf es 
heute im dcmokratiscti.en Staat einer gesetzlichen H.e­
gelung. 

Schließlich fohlen aber auch noch Vorschriften für 
Fi:ille, in denen eine Regelung nicht entbehrt werden 
kann. Diese ursp1·üngliche Auffassung, wonach also 
gesetzliche Regelungen erfolgen müssen und Vorsd1rif­
ten für die Fälle, in denen e ine Regelung nicht ent-
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cwo1n 
bchl't w~rden kann, macht es erforderlich, dieses Gesetz 
zu verabschieden. 

Del' Haushalts- und Finanzausschuß empfiehlt Ihnen 
die Annahme. 

(Beifall im Hause.) 

Prll.sldent Van Volxem: 

Meine Damen und Herren! Es wird vorgeschlagen, 
die Vorlage wegen des Zusammenhangs mit Punkt 16 
der Tagesordnung noch einmal an den Haushalts- und 
Finanzausschuß zu übe rweisen. - Sie sind damit einver­
standen. 

Ich rufe au! Punkt 18 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Urantrages der Fraktionen 
der CDU, SPD und FDP betr. Viertes Landesgesetz 

zur Änderung des Lande.sbeamtengesetzes 
Rheinland-Pfalz 

- Drucksache II/498 -

Es wird vorgeschlagen, diese Vorlage dem Haushalts­
und Finanzausschuß zu überweisen. - Sie sind damit 
einverstanden. 

Punkt 19 der Tagesordnung: 

Antrag der Fraktion der SPD betr. Zehnjahres­
Bedarfli- und Finanzierungsplan für den Ausbau 
der Volkss<imlen, weiterführenden Schulen, berufß­
bildenden Schulen und Pädagogischen Hochschulen 

- Drucksache II/224 -

Die Berichterstattung für den Haushalts- und Finanz­
ausschuß erfolgt durch den Herrn Abgeordneten 
Schwarz, der gleichzeitig für den Kulturpolitischen 
Ausschuß - Drucksache Il/471 - berichtet. 

(Abg, Dr. Kohl: Ja!) 

Abg. Schwa.rz: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrte n Damen und 
Herren! Icll darf mir gestatten, etwas ausführlich über 
diesen Zehnjahresplan zu berichten, da er für unser 
gesamtes Schulwesen die Finanzierungsfragen für die 
Jahre 1965 bis 1975 behandeln soll. Der Haushalts- und 
Finanzaussc.1-}uß hat gemeinsam mit dem Kulturpoliti­
schen Ausschuß getagt und einen sehr a usführlichen 
Bericht des Kultusministeriums entgegengenommen, in 
dem genau dargelegt wurde, um was es bei diesem 
Bedarfs- und Fina nzierungsplan für den Ausbau unse­
res Schulwesens geht. 

Der Ihnen . vorliegende Bedarfsplan hat die Aufgabe, 
ausgehend von der gegenwärtigen Situation, die künf­
tige Entwicklung des Schulwesens vorauszuberechnen 
und die notwendigen Maßnahmen zur weiteren Ver­
besserung der Bildungsmöglichkeiten daraus abzulei­
ten. Der ausgearbeitete Bedarfs- und Finanzierungs­
plan umfaßt den Bereich der Volksschulen. der weiter­
führenden Schulen, der berufsbildenden Schulen, der 
Ingenieurschulen, der Institute des zweiten Bildungs-

weges und der Pädagogischen Hochschulen. Er basiert 
auf den Gegebenheiten des Schul- und Studienjahres 
1964/1965 und erstreckt sich auf einen Zeitraum von 
zehn Jahren und berücksichtigt die großen Aufgaben 
des Schul- und Bildungswesens, insbesondere die Ein­
führung des 9. Volksschuljahres, den Ausbau der Real­
schulen und Gymnasien, die Reform d er Oberstufen 
der Gymnasien, die Ausweitung des berufsbildenden 
Schulwesens, des Zweiten Bildungsweges, die Verbes­
serungen der Studienvoraussetzungen an den Pädago­
gischen Hochschulen und diC' Schaffung von Sport­
s tätten. 

Zum Ausbau des bestehenden Sch ulwesens, insbeson­
dere des weiterführenden Schuiwesens, sind gezielte 
Ma ßnahmen erforderlich. D ie Vorausbercchnung der 
Schuljahrgänge für d as Schuljahr 1974 '75 e rfolgte einer­
seits auf Grund von Schätzungen des Statistischen 
Landesamtes an Hand der für die einzelnen Schulgat­
tung~m in Frage kommenden Geburtenjahrgänge, an­
dererseits mußte bei den Berechnungen insbesondere 
auch die Steigerung des r elativen Besuches der weiter­
führenden Schu len berücksichtigt werden. Im Schul­
jahr 1964.'65 betrug die Gesamtzahl der S chüler in den 
allgemeinbildenden Schulen rund 475 000. Davon waren 
82,5 Prozent Volksschüler, 1,3 Prozent Sonderschüler, 
3,1 Prozent Realschüler und 13, l Prozent Schüler in 
höheren Schulen. Nach den vorläufigen Ergebnissen 
der Statistik für das laufende Schuljahr hat die Ge­
samtschülerzahl bereits um 11 000 zugenommen. Die 
Verteilung der Schüler auf die einzelnen Schularten 
hat sich folgendermaßen verschoben: 

Volksschüler 80,8 Prozent, 
Sonderschüler 1,5 P rozen t, 
Realschüler 3,6 Prozent 
und Schüler in höheren Schulen 14,1 Prozent. 

Die Gesamtschülerzahl wird bis 1974!75 a uf rund 
634 000 ansteigen. s ich a lso um rund 160 000 Schüler e r­
höhen. 

Mit der zu erwartenden weiteren Zunahme der Schü­
lerzahlen steigt der Nachhol- und Erweiterungsbedarf 
des Schulraumes. Um einen möglichst genauen Über­
blick über den Beda1·f an Unterrichtsräumen zu ge­
winnen, wurde für die Volks- und Realschulen und 
die berufsbildenden Schulen eine umfangl'ciche Erhe­
bung bei den Bezirksregierungen und Kreisschulämtern 
durchgeführt. Die Bedarfsfeststellungen wurden sowohl 
im Hinblick auf die Auswil'kungen der Novelle zum 
Volksschulgesetz als auch unter gleichzeitiger Berech­
nung bzw. Schätzung der Schülerzahlen a us der Sicht 
der ein zelnen Gemeinden vorgenommen. Damich müs­
sen die Schwerpunkte des Ausbaues auf die Volks·-, 
Real- und höheren Schulen gerichtet werden. 

Im einzelnen ist dazu folgendes auszuführen : Die Zahl 
der Volksschüler wird bis zum Jahre 1974.'75 um 87 000 
ansteigen. 1965 haben wlr 392 000 Schüler; 1975 werden 
es 479 000 Schüler sein. Der prozcntua le Anteil der 
Volksschüler an der Gesamtschülerzahl im allgemein­
bildenden Schulwesen wird s ich gleichzeHig zugunsten 
des Besuches der weiterfüh renden Schulen verringern. 
1964 waren es 82,5 Prozent, 1974 werden es 73,4 P ro­
zent sein. Durch die notwendigen Zusammenfassungen 
wird sich die Gesamtzahl der Volksschulen in den näch­
sten zehn Jahren vermindern. 1964 hatten wir 3 158 
Schulen, 1974 werden es noch 2 600 Schulen sein. 
Gleichzeitig sollen mit dem Ziel einer besseren Glie­
derung der Volksschulen, besonders in dünn besiedel­
ten ländlichen Gebieten, bis 1975 rund 600 Mittelpunkt-
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1Schwarz) 

,;chnien errichtet werden. Die Sctr„verpunkte der bil­
dungspolitischen Bemühungen müssen in dem vor uns 
liegenden .Jahrzehnt vor a llem darin liegen, das Netz 
dt>r Real- und höheren Schulen so zu verdichten, daß 
jedem Schüler die Möglichkeit geboten wird, eine sei­
ner Begabung entsprechende Schule zu besuchen. 

E,; gilt also. durch die Verbesserung der Bildungschan­
<:en <tuch diE.:' Bilduns~sreserven der ländlichen Gebiete 
w erfasst>n . Au! Grund dieser Zielsetzung wurde be­
reits im .Jahn~ 1963 ein Programm zum Ausbau der 
Reals<"l1ulf'n in unserem Lande erstellt, das am 4. Ji'e­
l.H·uar lll64 vom Parlament gebilligt wurde. InzVl.ischen 
!'-ind hPr~iti; acht der damals geplante n dt·eißig neuen 
Realsch11lf'n gegründet worden. Gleichzeitig nimmt der 
:l..ugang zu den Reaischulen ständig zu. So wm·den 
Ostern 1964 3 400 Schüler in die 5. Klasse der Real­
~chulen Aufgenommen. Ostern 1965 waren es bereits 
4 400. Das bedeutet eine Zunahme von 28,7 Prozent. Die 
Ges;1mtsd1ülE'r7.Rhlen wachsen cntspre<:hend an. Bis 
1974:75 werden sie voraussichtlich um etwa 26 000 zu­
nehmen. Zur Zeit b esuchen 17 300 Schiller die Real­
sd1Ulen: 1974 werden es 41 000 sein. 

f;in weitE'rer Hauptakzent in den biidung:;pQlitischen 
Maßnahmen muß auf den verstärkten Ausbau de;; 
hiiheren Schulwesens gelegt werden; :zwar ist der Be­
~ul'.'h der höh,,.ren Schulen in Rheinland-Pfalz im Ve r­
gleich zu anderen Bundesländern relativ günstig, 
.ied~h erfordert der vermehrte Zugang zu den höheren 
Schulen - einmal infolge des Aufrückcns der geburten­
starken .Jahrgänge, zum anderen wegen der zuneh­
menden Nachfrage nach gehobener Schulbildung - n och 
zcihlreiehe Neuerrichtungen und Erweiterungen beste­
hf'nder Schulen. Ostern 1964 besuchten 10 700 Schüler 
die Sexta der Gymnasien. Ostern 1965 waren es 12 362. 
Der Zuwa<'h>: 1964 gegenüber 1963 betrug 6,7 Prozent ; 
<>r erhiihie sich in die~em Jahr im Vergleich zu 1964 
auf 15,4 Prozent. 

Gleichzeit.lll: wird die Schülerzahl der Gymnasien durch 
l'ine allmählich ansteigende Erfolgsquote erhöht, und 
zwHr dadurch. daß d ie Zahl der Abiturienten im Ver­
hältnis zur Zahl der Sextaner neun Jahre früher rela­
tiv höh~r wird. Von den Sextanern des Jahrganges 
i954i55 erreichten 1963 36,6 Prozent das Abitur. Von 
dt•m .Jahrgcing 1955/56 waren es Ostern 1964 35,9 Pro­
r.ent, und von dem Jahrgang 1956/57 in diesem Jahr 
41,l Prozent. Unter der Annahme, daß die Erfolgsquote 
nuf mindestens 42 Prozent ansteigt - nach Ansir.:ht des 
Kultusministeriums kann sie sogar auf etwa 50 Prozent 
ansteigen -. ist zum Beispiel auf Grund der Sextaner­
zahlen dei; Schuljahres 1961/62 mit etwa 4100 Abituri­
enten zu Ostern 1970 zu r echnen. 

Der subJelüiven Steigenmg der Abiturientenquote 
kommt im Hinl>lkk auf die Behebung des L-ehrerman­
gels b~sundere Bedeutung zu . Auf Grund der neuesten 
Sextanerau!nahmen von rund 12 300 in diesem Schul­
jahr wird die Abitu r ien1enzah1 zu Ostern 1974 voraus­
sil'htlich Ru f über 5 000 ansteigen; sie wird sich damit 
also verdopp~ln. Die Gesamtschillerzahl an den Gym­
nasien wird bei vorsichtiger Schätzung bis zum Jahre 
1974/75 um etwa 28 000 zunehmen. In diesem Schuljahr 
Jrnbcn wir 68 508 Schüler ; l974i75 werden es rund 90 000 
sei n. 

In den VP.l'gangcnen Jahren e ntwickelten sich die Ge­
~amtschulerzahlen der höheren Schulen folgender­
maßen: 

1961 
1964 
1965 

52 875 Schüler 
62 152 Schüler 
6B 508 Schüle.t· 

Ein kurzes Wort zu dem Problem d es Bildungsge.fäll~s 
zwischen Stadt und Land . Dieses besteht in fai;t allen 
Flächenstaaten . Sicherlich hat das Bildungsgefälle viele 
Ursachen. Um es zu beseitigen, gilt es aber vor allem, 
das Angebot an Bildungseinrich tungen a uf dem Land~ 
zu verstärken. Zu diesem Zwecke wurde eine Unter­
suchung über den unterschiedlichen relativen Besuch 
der Real- und höheren Schulen in den Stadt- und 
Lap.ö~~l,s.\);Q.„ d1,1rchgeführt. Dabei wurden alle Über- ' 
gänge aus den Volks- auf die Sonder- und h öheren 
Schulen au! die ·Zahl der Schüler des 4. und 5. Volks­
.schuljahres bezogen, und zwar antefüg. wie sie im 
Landesdurchschnitt tatsächlich erfolgten. Nach dieser 
Methode wurde ein einwandfrei vergleichbar~r Über­
blick über die regionalen Verhältnisse gewonnen, und 
zwar hinsichtlich SO\VOhl eines noch vorhandenen Re ­
servoirs als auch _hins ichtlich des Erfordernisses, wei-­
Lere Schulen zu errichten bzw. b efitehende zu erwei­
tern. 

Die Untersuchung führte zu folgendem Ergebnis: Im 
Gesamtdurchschnitt des Landes gingen Ostern 1964 29 
Prozent der Schüler aus dem 4. und 5. Schuljahr der 
Volkssch ule in die weiter.führenden Schulen, und zwar 
1 E:t:i:ize1:1.t al,l.( .E.e~lscbulen und 22 Prozent in höhere 
Schulen. 1960 waren es noch insgesamt 21,8 Prozent. 
Bedeutende Unterschiede b~~Lehcn zwis<.:hen den L and­
kreisen mit einem Durchschnitt von 25,6 Prnzent t.1nd 
den Stadtkreisen mit 43,2 Prozent. Bei der Mehrzahl 
der zwölf Stadtkreise des Landes wechseln zwischen 
40 und 50 Prozent der Volksschüler au.f eine weiter­
führende Schule über, in Koblenz sogar 56,5 P rozent. 
In den Landkreisen v~rlassen dagegen weit v.-eniger 
Schüler die Volksschule zum Besuch einer weiterfüh­
renden Schule. Hier können somit durch die Ausbil­
dung des Netzes an Real- und höheren Schulen Bega­
bungsreserven angesprochen und erfaßt werden. In der 
Mehrzahl der Landkreise be.sudien 20 bis 30 P ro:wnt 
der. SchüU!r im 4. und 5. Schuljahr \•.reiterführende 
Schulen. Im Kreis Neuwied und im Unterlahnkreis 
sind ·e_s· 36 Özw. · 37,7 P rozent. Die geringsten Anteile 
verzeichnen hingegen die Landkreise Zweibrücken mil 

\„.„ 17,1 und Trier mit 17,4 Prozent. 
1 

Dieses Mißverhältnis im Besuch weit.PrfiihrPn<ler Schu­
len In einzelnen Stadt - und Landkreisen kann in den 
nächsten Jahren weitgehend beseitigt werden, wenn 
der im Zehnjahresplan dargelegte Ausbau des Schul­
wesens verwirklicht werden kann. Außer den Volks-, 
Real- und höheren Schulen muß aber auch die Kapazi­
tät der übrigen Sdlularten und der Ausbildungsstätten 
den steigenden Schüler- und Studierendenzahlen ent­
sprechend weiter vergrößert werden. Es darf hierzu 
auf die jeweiligen Ausführungen im Zehnjahresplan 
verwiesen werden. 

Auf die ebenfalls vorliegende Aufgabe, un~re Sdiulen 
ln verstärktem Maße mit Sport:-:tälten a uszusta tten, 
rnuß man noch b€soo.dcrs hin\Veisen. Auf Grund einer 
umfangreiclien Erhebun15 des Statistisclw11 Landei;amtes 
über die Ausstattung der allgemeinbildenden Schulen 
mit Turnhallen, Freianlagen, Lehrschwimmbeck<:>n und 
sonstigen Sport- und Schwimmgelegenheiten wu rde ein 
erheblicher Fehlbedarf ermittelt. Sollte es gelingen, den 
Ausbau des Schulwesens nach dem vorgelegten Plan 
durchzuführen, so würde sich 1975 etwa folgendes Bild 
ergeben: 

· .von.„den .. Schüler.o. . .an allgemeinbildenden Schulen be­
suchen 7.ur Zeit 82,5 Prozent die Volksschule. 1974 wer­
den es noch '73,4 Prozent sein. I n die Sonderschulen 
werden statt bisher 1,3 Prozent 4.l gehen. In die Real­
schulen werden statt 3,l Prozent 7 Prozent gehen. Statt 
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bisher 62 000 werden im Jahre 1974 90 000 Schüler die 
höheren Schulen besuchen, das heißt, statt 13,1 Prozent 
werden es in Zukunft 15,5 Prozent sein. 

Nach der Darlegung dieses Berichtes des Kultusmini­
steriums hat sich der Ausschuß in einer langen Dis­
kussion mit dem Zehnjahresplan und dem vorgelegten 
Bericht befaßt. Es wurde dabei festgestellt, daß der 
Zehnjahresplan eine mittlere realistische Linie für 
unser Land darstellt. Der Bedarf in den nächsten zehn 
Jahren aus Mitteln des Landes beläuft sich aus dem 
Ordentlichen Haushalt auf 1 647 Millionen DM, an 
Mitteln aus dem Außerordentlichen Haushalt auf 259 
Millionen DM. Wir •Nerden etwa pro Jahr zusätzlic.°11 
20 000 Kinder in die Volksschulen bekommen und es 
werden je Jahr auch mehr Sextaner auf die höheren 
Schulen gehen. 

Nach einer Debatte wurde darauf hingewiesen, daß bei 
einer Durchschnittsbeteiligung von 40 Prozent der Ge­
meinden für diese noch 62,6 Millionen DM je Jahr 
innerhalb der zehn Jahre aufgebracht werden müssen, 
um diesen Zehnjahresplan zu verwirkllchen. Der Aus­
schuß war sich darüber einig, daß bei diesem Groß­
bedarf auch an Bauten neue Formen des Schulbaues 
gesucht und entwickelt werden müssen. Es wurde 
davon gesprochen, daß möglicherweise in verstärktem 
Maße Fertigbauelemente, insbesondere beim Schul­
hausbau, verwendet werden müßten. 

Der Ausschuß stimmte auf Grund der Diskussion des 
Berichtes folgendem Vorschlag einstimmig zu: 

l. Der vorgelegte Bedarfs- und Finanzierungsplan für 
den Ausbau des Schulwesens in Rheinland-Pfalz 
1965 bis 1975 stimmt mit dem materiellen Inhalt des 
in dici;cr Zeit zu verwirklichenden Bauvolumens 
überein. 

2. Der Haushalts- und Finanzausschuß und der Kultur­
politische Ausschuß sind der Auffassung, daß alle 
Anstrengungen auf finanziellem Gebiet unternom­
men werden müssen, um den Plan innerhalb des 
vorgesehenen Zeitraumes zu realisieren. 

3. Soweit bei der Durchführung des Planes bei den 
Bauträgern in Einzelfällen besondere finanzielle Not­
stände eintreten, werden die Ausschüsse versuchen, 
mit den Mitteln des Landes schwerpunktmäßig ein­
zugreifen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD betreffend Zehn­
jahres-Bedarfs- und -finanzierungsplan für den Aus­
bau det· Volksschulen, der weiterführenden Schulen, 
berufsbildenden Schulen und Pädagogischen Hochschu­
len, Drucksache Ili224, ist damit als erledigt anzusehen. 

(Beifall im Hause.) 

Prlisldent Van Volxem: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seine Aus­
führungen. - Wird eine Besprechung gewünscht? - Das 
Wort hat Herr Abgeordneter Barthel (SPD). 

Abg. Barthel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn der 
Herr Berichterstatter soeben den Antrag der SPD durch 
seine Berichterstattung und die Beschlußfassung des 

Kulturpolitischen Ausschusses und Haushalts- und Fi­
nanzausschusses als erledigt erklärt hat, so meine ich. 
sollten wir zur Kenntnis nehmen, daß - -

(Abg. Dr. Kohl : Sie haben doch zugl)stimmt, 
Herr KoJlege, sogar Sie selbst!) 

- Ja, sicher, jetzt lassen Sie mich doch erst einmal aus­
reden, Herr Kollege Dr. Kohl! 

(Abg. Dr. Skopp: Er ist ja mit dem Sati. noch 
nicht zu Ende!) 

Der Satz ist noc.l-i nicht einmal fertig, du '1Voll~n Sie 
schon wissen, was ich sagen will. 

(Abg. Dr. Kohl: Ich will Sie nur vor Sünde 
bewahren, Herr Kollege Barthel !} 

- Ich denke. daß ich einen anderen Schutzengd habe 
als Sie, Herr Kollege Dr. Kohl! 

(Zuruf bei der CDU: Das kann man wohl sagen! -
Abg. Dr. Kohl: Jeder hat seinen!) 

Ob also der Antrag der SPD wirklich als erledigt 
erklärt werden kann, das wird sich, glaube ich, erst 
in einigen Jahren erweisen. Als wir diesen Antrag am 
11. Juni 1964 dem Hohen Hause vorgelegt haben. ge­
schah dies aus der tiefen Sorge um den Rückstand des 
rheinland-pfälzischen Schul- und Bildungswesens in 
vielen Bereichen. S ie kennen unsere Vorstellungen und 
Argumente, -die auf den Untersuchungtm der Profes­
soren Carnapp und Edding beruhen, die auf der Aus­
wertung der Zahlen des Statistischen Bundesamtes 
und Landesamtes beruhen und die nicht zuletzt unter 
dem Eindruck der Feststellungen der Kultusminister­
konferenz stehen, daß im gesamten Bundesgebiet - um 
den Bedarf an Schulen und Schuleinrichtungen zu dek­
ken - eine Summe von 48 Milliarden DM angesetzt 
werden muß. Um eine einigermaßen befriedigende 
Lösung zu erreichen, das heißt, um einen Mittelwert 
anzustreben, müssen im gesamten Bundesgebiet 40 
Milliarden DM zur Verfügung gestellt werden. 

Wir gingen bei unseren Überlegungen weiterhin von 
der Tatsache aus, die - auch wenn der Herr Kollege 
Dr. Kohl nachher versuchen wird, es zu be:;treiten -
nicht bestritten werden kann, daß nämlich in diesem 
Land leider aus einer Reihe von Gründen, die in der 
Struktur des Landes liegen, die aber nach unserer 
Auffassung auch in den kulturpolit ischen Vorstellun­
gen der Mehrheitsfraktion und des Ministeriums bis 
zum Jahre 1933 liegen -

(Abg. Dr. Kohl: Jetzt hat Sie Ihr Schutzengel 
verlassen! - Abg. Thorwirth: Das würde ich nicht 

sagen!) 

- bis zum Jahre 1963, entschuldigen Sie -. d er Nachhol­
bedarf größer ist als im übrigen Bundesgebiet. 

Wir dachten daran, daß wir das 9. Schulja hr noch 
nicht eingeführt haben, während unser Nachbarland 
Hessen dies bereits im Jahre 1966 vollzogen haben 
wird. Wir dachten weiterhin daran, daß wir unverhält­
nismäßig viele ein- und zweiklassige Volksschulen 
haben, die zu dem Bildungsgefälle geführt haben, das 
der Berichterstatter vorhin vor Ihnen ausgebreitet hat. 
Er hat auch dankenswerterweise die 1,3 Prozent Kinder 
genannt, die sich in Sonderschulen befinden. Das ist 
mehr als die Hälfte weniger als im Durchschnitt des 
übrigen Bundesgebietes. Der Berichterstatter hat wci-
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tc•rhin <lie Zahlen für die Realschulen genannt, die sich 
auf 3,1 bzw. 3,6 Prozent im Jahre 1965 belaufen; sie 
sind um das Sechs- bis Siebenfache geringer als in 
d111:-r Reihe ~rndE'rer Bundeslander. 

All diesE> Überlegungen und die hierdurch bedingte 
tiefe Sorge um die Wcitel·entwickhmg unseres Schui­
und Bildungswesens he1ben unseren Antrag veranlaßt. 
Hinl.u kommt. daß damals vom Finanzmlnii;terium ein 
fk'tn.\g v•.•n etwa 500 Millionen DM zur Behebung der 
rheinland-pfälzist'hen Schulraumnot genannt wurde, 
<for nach unserer Auffässung keineswegs die Größe 
traf. die ei?,entlkh hätte angesetzt werden müssen. 

\\'ir W<HPn <i tl<'h dei:- Meinung, daß es nicht genügt, in 
.i<'dC'm Jahre nur die Mittel für den Schulbau zur Ver­
fügun)!( zu stellen, die man aus dem Gesamthaushalt 
erübrigen zu können glaubte. 

(\'izepr~sident Roth1ey übernimmt den Vorsitz.) 

Auch Scliwerpunktbildungen bei der Verteilung der Fi­
nan<.nu:1i>:;e waren n;;ch un~erer Meinung nicht ausrd­
('h*'nrl, wenn man nicht die ganze Weite des schulischen 
ßcdarfs kannte. Wir hielten deshalb eine klare Fest­
stellung des Bedarfs für dringend notwendig. 

Die Ausführungen des Berichterstatters haben deutlich 
~emMht. wie sehr es notwendig war, eine solche Be­
d:-irfsfest,;tellung vorzunehmen, welche natürlich die Fi­
n11m.1<'!'ur)~svorstellungen im Gefolge hatte. 

Unter dem Eindru('k der Pichtschen Veröffentlichungen 
und der alll~«:>mP!nen öffentlkhen Stimmung im Jahre 
1964 halwn alle Abgeordneten dieses Hohen Hauses 
d.-:1m Antr(ig der SPD-Fraktior1 zugestirürflt. 

D;;is Kultusminii::terium hat danach innerhalb emes 
DrP1Vi<'rt„1.lahres eine sehr sorgfältige und umfassende 
Zu:·;;mHn••nsl<-'llung untF>rbrf.'itet und damit gleichzeitig 
•'in~ offen<" Aussage über den Rückstand un1>eres Bil­
dungswes~ns, die notwendigen Entwicl~lungen und den 
tatsächli<'h erforderlichen Bedarf getroffen. Für diese 
llmfas8endP Darstellung verdient das Kultusministe­
rium nadi unf'erer Meinung den Dank und die Aner­
k<:nnung unserer Fraktion und - wie ich meine - auch 
rl<"s ges;;mtf-n Parlaments. 

{BeifHll des Hauses.) 

DiPse all~cmcine Zustimmung beinhaltet noch nicht 
die Zu1<timmung zu einzelnen Feststellungen in diesem 
Plan. bPispiP.Jsweise die Zustimmung zu einzelnen 
:-.:ichulst1111dortPn. Hier muß und soll man etwas flexib1>l 
oleiben. Das Kultusministerium hal in den Bespre­
chungen zup;e8agt. daß es dies tun werde. Sie beinhaltet 
noch nic'ht diE' Zt1stimmung heispie!sweise zu den Rela­
tionen 7.wischen Aufbaugymnasien und Au1baureal­
schulen - Jet:r.tere sind leider nicht vorgesehen - und 
den Normalformen der Gymnasien und Realschulen. 

Insge~aml gesehen aber glauben wir, daß der heute 
vor uns li<>gende Bedarfsplan eine großartige Sache ist. 

F:~ genügt jedoch nicht - und damit komme ich zu 
nwin~n zu Heginn gemachten Äußerungen zurück -, 
den Uraritrag unserer Fraktion nunmehr als erledigt 
zu bctrad1ten; denn SQhuige diese Sol!zahlen, die Herr 
Kollege Schwarz vorhin vorgetragen hat, nur auf dem 
Papier Rtehen und nicht erfüllt sind, können wir 
un!le-ren Antrag nicht ganz als erledigt ansehen. 

Wir wissen, daß es zur Verwirklichung des Plans ge­
waltiger Anstrengungen bedarf. Die ZahJP.n sind Ihnen 
vorhin vorgetragen worden; ich darf noch einmal eine 
Globalzahl nennen: der ~samtbedar( an Bau- und 
Einrichtungskosten beträgt für diese zehn Jahre 3,4 
Milliarden DM. Das -Land bat davon 1,9 Milliarden DM 
und die Gemeinden insgesamt - hier habe ich mich 
vorhin verhört oder einer von uns beiden, Herr KoIIei;:e 
Schwarz, hat falsch gerechnet - 1,5 Milliarden DM zu 
leisten. Dies bedeutet, daß die Gemeinden in einem 
Zehnjahrni;durchschnitt natürlich mehr als 62 Millionen 
DM pro Jahr zahlen müssen. Das ist jedoch nicht ent­
scheiden. Entscheidend ist vielmehr, daß das Land und 
der Landtag die Gemeinden tatsihtllirh in die Lage 
versetzen, diesen ihren notwendigen Beitrag zu leisten. 
Das scheint um; die erste Voraussetzung zur Verwirk­
lichung und sachlichen Ei·Iedigung des Antrags der 
SI>D zu sein. 

Es ist weiter·hin n<ltwendig, daß das Land diese ge­
nannte Summe nicht nur als ein<'.' wünsctiPnswerte 
Vorstellung ansieht. sondern tatsächlich bereit ist, sie 
in Jahre:;;teilbeträgen zur Verfügung zu stellen. Das 
bedeutet aus dem Ordentlichen Haushalt eine .Jahres­
summe von 165 Millionen DM und aus dem Außer­
ordentlichen Haushalt eine zusätzliche Summe von :~O 

Millionen DM. 

Wir sind etwas in Sorge, daß es ein wenig anders ge-
11chehen könnte, und zwar deswegen, weil wir aus dem 
Finanzministerium einmal gehört haben, man könne 
diesen P1an, der im übrigen in seiner Gesamtziffer 
nkht bestritten wird, auch in 15 Jahren verwirk­
lichen. Es kommt hinzu, daß dE>r Herr Minii;terpräsi­
dent persönlich bei der Vorlage des Planes an das Par­
lament geschrieben hat , daß der Ministerrat diesen 
Be<lnrfs- und Fiminzierungsplan billlge. Gleichzeitig 
schrieb er jedod1: In welcher Zeit er sich r.e.alir.ieren 
läßt, hängt von der F:ntwicklung der Einnahm<>n und 
von der G('Staltung der Haushaltspläne im kommend<?n 
Rechnungsjah1· ab. 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist doch gam: korrekt! -
Abg. Dr. Skopp: Was ist mit dem Zehnjahresplan?) 

- Ich habe nicht gesagt. daß das nicht korrekt sei. lfotT 
Kollege Dr. Kohl! Ich habe 7,rlllil<"hM. einmal zitiert. 
ohne dazu eine Stellungnahme abzu!!eben. 

(Abg. Dr. Kohl: Die Art, wie Sie zitiert haben, ist 
ein Hinweis! - Abg. Thorwirth und Abg. Dr. Skopp: 

llas war auch ein Hinweis!) 

Ich darf aber sagen, w<1s kh dazu meine' Ich meine, 
daß mit dieser ~sinnung, die schon in der Vorlage an 
das Parlament durch diesen Satz dokument.iF>rl ist, 
nach unserer Meinung diesPs Problem nicht zu iöscn 
ist! 

(Abg. Dr. Kohl: Das ist eine Unterstellung, was Sie 
da machen! - Abg. Kuhn: Das andere ist auch eine 

Unterstellung!) 

Das Kultusministerium hat nämlich nach unl'Wrer Mei­
nung in diesem Bedarfs- und Finamierun~splan keine 
7.i~lvorntellungen zusammengetr<'lg<"'n. F.s hat noch nicht 
einmal die Mittelwerte der Kultusministerkonferenz 
angestrebt, sondern - wie der Herr Kollege Schwarz in 
seiner Berichterstattw1g vorhin sagte - einen durchaus 
realistischen und nadl seiner Meinung zu verwirk­
lichenden Plan au!gesiellt, der unbedingt eingehalten 
werden muß, wenn wir den übrigen BundesHindern 
nicht noch mehr nachhinken wollen. Wer zu diesem 
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Plan die Mittel venveigert, muß sich nicht nur sagen 
lassen, daß Rheinland-P!alz zur Zeit noch si::hulisches 
Entwicklungsland ist, sondern sich auch die Frage ge­
fallen lassen, ob Rheinland-Pfalz weiterhin schulisches 
Entwicklungsland bleiben soll. 

Wir haben fü1· das .Jahr 1965 bereits einen Rückstand 
von 55 Millionen DM. Was uns der Haushalt des Jahres 
1966 bringt, wissen wir noch nicht. 

(Abg. Dr. Skopp:· Das kann der Herr Finanz­
minister gleich mitteilen!) 

Die Verschiebung der Termine scheint dazu kein gutes 
Omen zu sein. 

Wir sind der Auffassung, daß das, was das Kultus­
ministerium dankenswerterweise als Bedarf für das 
Land Rheinland-Pfalz insgesamt und im Detail zusam­
mengcstelli hat, tatsächlich nicht nur versucht, sondern 
auc::h von der Finanzseite her verwirklicht werden 
muß. Erst dann können wir den Antrag der Fraktion 
der SPD als sachlich erledigt bezeichnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizeprlisidcnt RothJcy: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dr. Kohl (CDU), 

Abg. Dr. J{ohl: 

lierr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Zunäch~t ein Wort zum Verfahren, wie es hier 
parlamentarisch üblich ist. Herr Kollege Barthel, es 
ist. wie so häufig, Ihnen überlassen geblieben, den Be­
richterstatter in einer Weise zu kritisieren, die ich nicht 
verstehen konnte. Der Bericht war korrekt, den der 
Kollege Schwarz gab. Der Kollege Schwarz hat sich 
~cnau nach den parlamentarischen Sitten und Metho­
den verhallen; er hat zu Ihrer Drucksache gesprochen. 
Und wenn Sie diese Drucksache lesen, ist diese Druck­
sache gemäß der Behandlung im Ausschuß erledigt, 
Das ist korrekt, das ist in Ordnung. Daß der Kollege 
Schwarz hier zum Ausdruck gebracht haben sollte, daß 
dubd der Plan in Ordnung ist und daß damit die 
Sache erledigt h;t, das ist Ihnen überlassen geblieben. 

(Abg. Barthd: Ich habe doch den Kollegen Schwarz 
gar nicht kritisiert!) 

Ich hätte Ihnen und auch mir eher gewünscht - ich 
muß ihnen das jetzt ganz offen sagen, Herr Kollege 
Barthel -. daß Sie einen Teil Ihrer Bemerkungen im 
Ausschuß gemacht hätten, wo Sie sich weitgehend aus­
geschwiegen haben. Wir sind ja jetzt nach dem Wahl­
kampf; insofern hat es in absehbarer .Zeit gar keinen 
Sinn, in diesem Stil hier vorzutragen. 

(Abg. Beckenbach: Es gibt ja noch mehr Wahlen! -
Weitere Zurufe und Unruhe bei der SPD.) 

- Nun, meine Damen und Herren, ich weiß, daß es noch 
mehr Wahlen gibt, und Sie werden auch noch mehr 
W<ihlen verlieren; das ist nun einmal Ihr Schicksal. 

(He iterkeit und Beifall bei der CDU. - Erneute 
Zurufe und Unruhe bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe eigentlich bei der 
Beratung dieses Gegenstandes im Kulturpolitischen 
Ausschuß und im Haushalts- und Finanzausschuß 

(Abg. Thorwirth: Dann werden wir nächstens 
so verlieren, daß Sie zufrieden sind!) 

- Herr Kollege Thorwirth, es ist natürlicll verständlich, 
daß Sie so sprechen. Aber ir.:h war eigentlich darauf 
eingestellt, daß wir heute zu diesem Punkt zunächst 
überhaupt nicht sprechen, weil wir in einer bemer­
kenswerten Atmosphäre diese gemeinsame Sitzung -
Haushalts- und Finanzausschuß und Kulturpolitische1· 
Ausschuß - hinter uns gebracht haben. Auch der Be­
richt, den der Berichterstatter hier gegeben hat, hat 
doch eigentlich alle Dinge so dargestellt, wie sie im 
Ausschuß waren; und auch die Fragen, die im Sach­
lichen of!enbleiben, Herr Kollege Barthel, sind hier 
erneut wiedergekehrt. Insofern habe ich die ganze 
Form, wie Sie den Gegenstand hier behandelt haben, 
nicht recht verstanden. 

Denn was soll's, wenn Sie etwa - ich fange mit d.em 
letzten an - den Brief des Ministerpräsidenten so in­
terpretieren - das ist einfach nicht zulässig, der Text 
läßt das nicht zu -, daß Sie da von vornherein eine 
Gesinnung unterstellen, als sei die Regierung dieses 
Landes gegen diesen Plan, den ja schließlich ein Mit­
glied dieser Landesregierung im Kabinett eingebraeht 
hat! 

(Abg. Beckenbach: Hat kein Mensch gesagt! -
Weitere Zurnfe von der SPD: Das hat er nicht 

gesagt!) 

- Sie haben das Wort „Gesinnung" in diesem Zusam­
menhang gebracht; Sie haben genauso die Verschie­
bung der Etateinbringung damit in Zusammenhang 
gebracht. Das haben Sie doch getan, Herr Kollege Bar­
thel, das läßt sich doch nicht bestreiten. Und das alles 
zusammen sollte doc::h beim Zuhörer - sons t hätten Sie 
es doch gar nicht gemacht - den Eindruck erwecken, 
als seien hier Kräfte am Werk, die den Vollzug dieses 
Planes in irgendeiner Form hemmen oder verschlep­
pen wollen. Davon ka nn gar keine Rede sein. 

Der Herr Ministerpt·äsident hat s ich genau ordnungs­
gemäß für die Landesregierung verhalten. Er hat ge­
sagt, daß der Plan von der sachlichen Seite in Ordnung 
ist und \'On der Regierung mit übernommen wird, daß 
aber vom Finanziellen - es ist immerhin ein Plan übel' 
zehn Jahre, also über mehrere Legislatul'p(•l'iodcn - es 
ganz klar ist, daß das im wesentlichen auch nach Maß­
gabe des Haushalts geschieht. Denn, meine Damen und 
Herren, jeder von uns weiß, daß, wenn die finanziellen 
Verhältnisse irgendwann in diesen zehn Jahren so sein 
sollten, daß wir uns nahezu nichts mehr leisten könn­
ten, wir auch in dieser Frage einen solchen Plan nicht 
als ein großes Dogma übe r uns haben, sondern als ver­
nünftige Menschen uns dementspred)end einrichten. 

Aber gleich ein klares Wort dazu. Ich stehe zu dem, 
was ich für die CDU im Ausschuß erklärt habe; ich 
sage das auch heute als Vorsitzender der Fra ktion: 
Wir sind entschlossen, diesen Plan, und zwar in die­
sem Zeitmaß, durchzuführen, Herr Kollege Barthel, 
auch wenn wir vielleicht diese Rcehnung. die Sie haus­
haltsmäßig aufgemacht haben, nicht so oder anders 
vollziehen; das wird auch wahrscheinlich - ich denke 
hier an Äußerungen, die Iht· Kollege König im letzten 
Jahr beim Etat gemacht hat - gar n icht die cntsctlei­
dende Frage sein. 
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Um es ganz klar auszuführen: Auch angesichts der 
schwierigrn Finanzlage der öffentlichen Hand - des 
Bundes. der LändE>t· und der Gemeinden - sind wir 
enlschl<>sseu, nach einer klaren Priorität der Aufgaben­
~tt>llung zu handeln. Wir sind der Meinung. von weni­
grn Spi>zi11lgebteten abgesehen, wie etwa die Versor­
gun.I{ mit Krankenhäusern, die Versorgung mit Trink­
wasH'l' und eokhe Dini~e. die einfach unabdingbar sind 
für:< Leben. der Ausbau unseres Schulwesens Priorität 
NummE>t· eini:. hat.. Wir werden als CDU-Fraktion in 
diesem liause - und ich bin sicher, das wird die ganze 
Koalition tun - alles tun, um nach diesen Prioritäten 
zu handeln, und diesem G€-setz des Handelns, wenn ich 
einmal so i:;agen darf, unser Tun unterordnen. Genauso 
werden wir uns verhalten. 

1 Bei fall bei d<.'n Regierungsparteien.) 

Und. meine Danien und Herren, Sie haben dieses Wort 
gehöl't; Sie wissen genau, Vl.ie wir denken. Deswegen 
ist es unzulässig, daß Sie dann hier in der Öftcntlich­
kC'it eine11 anderen Eindruck zu erwecken versuchen, 
Herr Kollege Barthel. Aber Sie tun das ja nicht nur 
hier - deswegen reagiere ich überhaupt so; bei einem 
anderen Kollegen hätte ich das wahrscheinlich nicht 
getan -, 8ie tun das ja jede Woche in irgendwelchen 
Vorträgen draußen im Lande. Und Sie sagen dort nir­
gends dic ganze Wahrheit, sondern immer nur die 
halbe Wahrheit, 

(Unruhe bei der SPD.) 

weil Sie in Ihrer G€'schichtsbetrachtung nur im Jahre 
1951 anfangen, seit die Sozialdemokratie nicht mehr in 
d el' Koalition sitzt, und die ursächlichen Gründe für 
den Bildungsrückstand in Rheinland-Pfalz verschwei­
gen. Denn. Herr Kollege Barthel, wenn Sie draußen 
in Ihren Ort;;vereinen Ihren Freunden sagen würden. 
vde i>twa die schulische Landkarte dieses Landes im 
Jahre 1945 ausgesehen hat. dann wüßten Sie so gut wie 
ich. daß 8i(' damit nicht auf Stimmenfang - und darum 
geht e~ ja - ausgehen könnten, daß Sie etwa so sagen. 
da~ sei di<> &huld dieser Regierung. 

(ErnE>llil:' UnruhQ, Err~ung und Protestrufe 
bei der SPD.) 

Dann. Hl"rr Kollege Barthel - das sage ich Ihnen gleich 
auch nod1 da:i:u -. müßten Sie beispielsweise sagen, daß 
in all den Kl'eisen von Maximiliansau bis nach Bitburg 
die Zahl dt>r Gymnasien, überhaupt die Zahl der wei­
terführenden Sdtulen, und zwar sowohl aus der bayri­
l'rh<"n 1-1li:; auch aus der preußischen Erbmasse, der Vor­
gängerländet· unseres Landes Rheinland-Pfalz, eben 
:-;o gering war wie in keinem anderen Bundesland der 
Bundesrep\1blik. Dann müßten Sie hinzufügen, daß 
die!\e~ Land Hheinlan<l-Pfalz erstmals im Jahre 1954 
sdnen Etat ausgleichen konnte, daß es ganz einCach 
eine :-:rhr viel schwierigere Ausgangsposition als viele 
andere B11nd.,.i:.länder hat.te. \\'enn Sie einmal diesen 
Ausgangspunkt betrachten und die Leistungen sehen, 
die w ir vollbracht haben in diesen Jahren. dann wer­
den Sie festste llen. daß das ein ganz gewaltiger Fort­
schritt, ein ganz gewaltiger Sprung nach vorn war. 

V.'ic· wiss•~n aud1, 1nt~inc Damen und Herren - mit '.md 
ohnl" Proft>s~oren,gutachten -, daß wir noch ein unge­
hcue1·~s Slück Weges zurückzulegen haben. Für uns ist 
das Entscheidende, daß wir uns in diesem Lande Rhein­
land-Pfalz zurüsten auf die Europäische Wirtschaft::i­
gemeinschatt, die in wenigen Jahren, mit oder ohne 
Cliarles de Gaulle, in irgendeiner Form kommen wird. 
In dieser größeren Einheit Europas, in einem Suh-

kontinent von 180 bis 200 Millionen Menschen, werden 
wir In unserer Wirtschaft, werden wir in unserem 
sozlalen System nur bestehen können, wenn unser Bil­
dungssystem vorbildlich ausgebaut ist. und zwar in 
allen Punkten. - Nun. Herr Kollege Völker, da sind wir 
uns ja auch einig; das konzediere ich sofort. 

1. (Abg. Kuhn: Also!) 

Aber wenn wir uns einig sind. soll m an das hier auch 
zugeben und es nicht mir überlassen. das auszuspre­
chen; dann soll man nicht nur einen Teil des Tableaus 
hier darstellen. sondern das ganze Bild. Das ist eben 
das, was der KoUege Barthel bei jeder Gelegenheit lU 

mißachten beliebt, und deswegen muß er hier einmal 
die nötige Antwort et·fahren. 

(Beifall bei der CDU. - Abg. Beckenbach: Wegen 
der Verwirklichung des Planes hat er Bedenken 

gehabt!) 

Dann ein Weiteres. Herr Kollege Barthel Sie haben 
diesen Antrag auf Einbringung eines entsprechenden 
Planes gebracht, und wir haben diesem Antrag seiner­
zeit auch sofort zugestimmt. Aber Sie wissen so ~ut 
wie ich. daß dieser Plan l.lcreits eln .Jahr früher in 
.Angriff genommen wurde, also vor dem 4 . Juni 1964. 
wie Ihr Antrag datiert ist, ganz einfach für die stati­
stischen Unterlagen der Kultusministerkonferenz. Des­
wegen schmälere ich nicht Ihren Antra)i(. Aber beides 
gi'ng ineinander über. Sie sollten draußen Ruch nicht 
erklären, wie Sie es tun. daß erst Ihr Antrag dazu ~e­
führt habe, daß man in Rheinland-Pfalz eine Bildungs­
konzeption entwickelt. Das ist einfach nicht der Tat­
sache entsprechend, und Sie sollten so etwas nicht 
sagen. Deswegen sage ich es Ihnen vom :Forum dieses 
Hohen Hauses aus, daß Sie das bitte in Zukunft unter­
lassen mqchten. 

(Abg. Gaddum: Der Plan hat ja dre i Monate nach 
der Landtagswahl vorgelegen! - Abg. Beckenbach 
(zur CDU gewandtJ: Vor der letzten Landtagswahl 
hieß es ganz anders! - Weit.erer Zuruf des Ab~. 

Barthel.) 

- Herr Kollege Beckenbach, ich habe vor d er letzten 
Landtagswahl ebenfalls dem Landtag angehört. 

(Abg. Beckenbach: Das wissen Sie nicht m ehr, das 
v ergessen Sie! Vor der letzten Landtagswahl hieß 

es anders!) 

- Ich habe damals wie heute die gleichen Worte ge­
braucht; das wissen Sie so gut wie ich. 

(Abg. Beckenbach: Nein, nein! - Abg. Barthel: Ach!) 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen nur noch 
einmal sag~n: Wir wissen ganz genau, daß wir in 
diesem Zusammenhang noch Ungeheueres leisten müs­
sen, daß wir unsere Kräfte, in~l>~sondere unsere finan­
ziellen Kräfte, in allen nur <lenkbaren Formen anspan­
nen müssen. 

(Abg. Kuhn: Aha!} 

Wir wissen auch. daß die Gem1..•inden, HP.rr KollegP. 
Kuhn, das Nötige leisten müssen. 

(Abg. Kuhn: Das meinen wir auch!) 

Die G€-meinden in unserem Lande sind recht pfleglich 
behandelt. Herr Kollege Barthel, wenn Sie sich schon 
mit Gemeindefinanzen näher bes1.:hiHtigen - es ist das 
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so ein neuer Zug an Ihnen -, dann gehen Sie doch mal 
über den Rhein und lernen die Gemeindefürsorge im 
dortigen hessischen Staat kennen; dann wissen Sie, wie 
angenehm es ist, in Rheinland-Pfalz Bürgermeister zu 
zu sein. 

(Heiterkeit und Widerspruch bei der SPD.) 
Abg. Barthel: Der hessische Staat zahlt für 
Mittelpunktschulen BO Prozent der Kosten!) 

- Ja, wenn Sie das sagen, das gebe ich Ihnen zu. Wenn 
Sie jedoch unter Mittelpunktschulen etwa diese Schul­
kombinate verstehen, wie sie nicht weit von Mainz, 
drüben überm Wasser, entstanden sind, dann muß ich 
Ihnen allerdings - -

(Abg. Barthel : Sie sind also gegen diese Schulen?) 

- Gegen d i c bin ich allerdings! 

(Erneuter Zuruf des Abg. Barthel.) 

- Herr Kollege Barthel, das habe ich bei jeder Gele­
genheit gesagt. Ob das der Weisheit letzter Schluß ist, 
eine Volksschule mit zwei-, drei-. viertausend Schülern 
zu haben, das ist wahrlich auch vom Pädagogischen her -
das solllen Sie besser wissen als ich - heftig zu be­
streiten. 

Das hat mit Schulzusammenfassung gar nichts zu tun. 

(Abg. Barthel: Mit zweitausend, dreitausend 
Schülern gibt es überhaupt keine!) 

- Ich sprach ja nicht von Mittelpunktschulen. Ich 
sprach nicht ohne Grund von Schulkombinaten. Gehen 
Sie doch einmal nach Rüsselsheim, bevor Sie so eine 
Behauptung aufstellen! 

Ich konn also nur sagen, 

(Abg. Kuhn: Im Odenwald!) 

das ganze Gebiet eignet sich nicht für eine Polemik, 
wenn man Ernst macht mit der Frage Bildungsgefälle 
und Beseitigung desselben. 

(Abg. Barthel: Sie haben doch mit Polemik 
angefangen!) 

- Herr Kollege Barthel! Jeder hat Sie doch reden 
hören; Sie werden doch jetzt nicht leugnen wollen, daß 
Sie vor mir gesprochen haben. Sie können doch nicht 
alles herumdrehen! 

(Heiterkeit bei der CDU. - Abg. Barthel: Das leugne 
ich nicht; aber daß ich mit der Polemik angefangen 

habe, das leugne ich!) 

- Lesen Sie einmal in Ruhe nach, was Sie heute hier 
gesagt haben, und lesen Sie einmal nach, was in dem 
sozialdemokratischen Parteiorgan regelmäßig über Ihre 
Versammlungen zu lesen ist, dann werden Sie wissen, 
daß es hier nur eine Nuance ist; Sie haben nicht alles 
gesagt. Der Unterschied ist: In Ihren Versammlungen 
sitzen wir nicht dabei und können Sie nicht berichtigen; 
hier sitzen wir dabei und berichtigen Sie! Deswegen 
haben Sie nicht alles so gesagt. -

(Abg. Barthel: Herr Dr. Kohl! Wir können uns 
einmal darüber unterhalten, was Ihre Kollegen 

in den Versammlungen sagen!) 

- Ich kann Ihnen noch einmal sagen, ich hätte es sehr 
gewünscht, wenn Sie das im Ausschuß vorgctrugen 
hätten, weil sich natürlicherweise in der Atmosphäre 
einer Plenarsitzung manches auch im Sachgcspriich 
einfach nicht so darstellen läßt wie im Ausschuß. 

(Abg. Barthel: Das ist vorgetragen worden!) 

- Im Ausschuß haben Sie es nicht vorgelt'agen! 

(Abg. Barthel: Es ist aber vo1·getragen worden!) 

- Lesen Sie einmal das Protokoll nach, dann werden 
Sie feststellen, daß Ihr Beitrag im Ausschuß über­
wiegend im Schweigen in dieser Sitzung bestanden hat. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Ich kann Ihnen noch einmal sagen : Lasse n Sie das 
bitte für die Zukunft sein! Wir können uns ohne 
Schwierigkeit und ohne Zweifel 

(Abg. Beckenbach : Sie können ihm doch keine 
Vorschriften machen, was er sagt!) 

in dieser Sache auf eine vernünftige Linie vc1·stän­
digen. Aber, meine Damen und Herren, es geht nicht 
so, daß Sie immer wieder Vorwürfe e1·heben, die zu 
den ältesten Ladenhütern gehören, die nicht den Tat­
sachen entsprechen. 

(Abg. Beckenbach: Es ist auch wahr! -
Unruhe und Widerspruch bei der SPD.) 

- Herr Kollege Beckenbach! Es mag sein, daß Sie der 
Meinung sind, daß das wahr is t; es ist trotzdem nichi 
wahr! 

Ich sage noch einmal: die wirklich zu dem Inventar der 
Ladenhüter gehören und die gar nicht mehr in unsere 
Zeit passen. -

Ich halte dafür, daß wir uns so verhalten, wie wir es 
im Ausschuß getan haben, wo wir - alle Fraktionen 
gemeinsam - erklärt haben : Wir sind - hier nehme ich 
auch ausdrücklich Ihre Einschränkungen mit hinein, was 
Standort und solche Dinge betrifft - der Auffassung, 
daß das Kultusministerium im großen und ganzen nach 
den Leitlinien dieses Zehnjahresplanes verfahren wird, 
und daß wir weiter sagen: Wir werden als Parlament 
- wenn ich das einmal so sagen dar!, auch als die 
tragenden Regierungsparteien dieses Hauses, und das 
gilt auch für die Landesregierung - alles tun, um die·· 
sen Zeitplan mindestens in diesem Zeitraum durchzu­
führen. Wir werden die entsprechenden Prioritäten für 
das Schulwesen mit all seinen Ausprägungen geben. 
Und, meine Damen und Herren, wir werden dafür 
Sorge tragen - das sage ich Ihnen seht' verbindlich für 
die CDU -, daß all diese Prophezeiungen, die auch 
heute hier wieder anklangen, in sich zusammenCallen 
und sich wie so oft und so manche Prophezeiung, die 
von Ihrer Seite ausgesprochen wurde, als haltlos er­
weist. 

(Beifall der Regierungsparteien. - Abg. Becken­
bach : das ist Polemik!) 

Vizepräsident Rothley: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Skopp (SPD). 
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Abg. Dr. Skopp: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen, meine 
Hcn-en! Vielleicht gelingt es mir, etwas zur Beruhigung 
der ~müter beizutrasi;en, indem ich versuchen will. 
HE>rr Kollege Dr. Kohl, die Art, in der Sie hier ge­
sproclicn haben, auf das Sachliche zurückzuführen, um 
das es geht. 

(Ab~. Thorwirth: Das ist auch sehr notwendig! -
Ahg. Dr. Kohl: Wir sind ja schon beruhigt !) 

Si~ i;ch<ipf~n immer sehr aus dem Vollen. verehrte r 
I1Prl' KollP.ge Kohl, das wissen wir1 Statt also hier von 
MittPlpunkts<"hu!en - zum Beispiel in Hessen - zu 
sprechen. die zweitausend bis dreitausend Schiller ha ­
ben. wäre es doch sehr nett gewesen, wenn Sie z.we!, 
drei genannt hätten und nicht allgemeine Ausführun­
g-cn gemacht hätten. 

!Abg. Dr. Kohl: Ich habe doch eine genannt: ich 
bin doch auf den Zwischenruf eim(egangen l) 

Wt>iterhin sind die Pferde mit Ihnen durchgeganli!en -
der Berliner würde sagen: Immer sachte mit den jun­
gen f'ferden! - , als Sie fest.stellten, der Herr K ollege 
Barthel hHbe die sachlkhen Ausführungen. die er lZe­
macht hat. in Zusammenhang gebrad1t mit der Frage 
der Verschiebung der Etateinbringung. 

(AbJ?:. Dr. Kohl: Hat er doc:h gemad1t!) 

- Kein Wort davon! Der Herr Kollege Barthel hat 
\Viirtlid 1 ii:e.i-agt: Im Haushaltsjahr 1965 sind 'Wir schon 
mit 50 Millionen im Rückstand, und was das Haus­
hRlt~jahr 1966 uns bringen wird, wissen wir noch nicht. 
- Wi~ man daraus folgern könne - -

<Abg. Dr. Kohl: Weiter! Was hat er dann gesagt? 
Das ist der entscheidende Satz! - Abg. Schwarz: 

Weitern 

- Nein. das hat er nicht gesagt! Der Herr Kollege Bar­
lbt"l hat in gar keiner Weise diese Frage in Zusam­
ffit!nhang gebracht mit d em Problem - wenn das über­
h<=111pi ein Problem sein sollte - der Verschiebung d er 
F.tateinbrinl!;ung, 

(Abi(. Theisen: Er hat von ~Gesinnung" 
gesprochen!) 

Wie ei; dt>l' Herr Koll~e Kohl hier formuliert h at. da-
von knnn gar keine Rede sein. · 

<Abg. Dr. Kohl: Lesen Sie es im Protokoll ·nach!) 

Daß die Frage eines Haushaltsansatzes nichts zu tun 
h<tl>~n kann mit der Gesamtfrage der Verschiebung der 
Etateinlwin.l{tm.li(. das ist doch wohl jedem klar, der in 
dPr S <Wh•! Bes<:heid w<:'iß: und Sie gehören .ia dazu. 
H0n- Kollege Kohl. das wollen wir Ihnen durchaus 
zuJ?estehcn. Also ich wiederhole: Immer sachte mit den 
jungen Pferden. -

Was nun die Wahlen angeht. das Gewinnen und Ver­
tieren. so will ich mich darüber nicht verbreitern. 

(Abg, Dr. Kohl; Das ist ein allgemeines 
Schicks~!!) 

- Das ist ein allgemeines Schicksal, das mal den einen 
und mal den anderen trifft, nicht wahrt 

(Abg. Dr. Kohl: Da sind wir ja einig!) 

- Da sind wir uns schon wieder einig! Die Schlacht 
haben Sie diesmal gewonnen. den Krieg haben Sie 
schon bei der Koalitionsbildung in Bonn weitgehend 
verloren, nicht wahr! 

(Heiterkeit b ei der SPD.) 

Da sind andere weitgehend Gewinner gE!WOl'den ! Ab<'r 
das gehört auch nicht hierht>r. 

(Abg. Dr. Kohl: Sie haben als objektiver Bericht­
erstatter zur Historie nicht den objektiven 

Standort!) 

rch wollte also in dieser Beziehung nur hier sagen, 
daß tlas sicheriich gar nicht hierher gehöl't, und wir 
sollten uns wieder der Sache zuwenden. 

Wir haben das Protokoll, Herr Kollege Kohl, bereits 
gelesen, das der Herr Kollege Dr. Neubauer unter­
schrieben hat. Dieses Protokoll - das sage ich hier 
gleich. - werden wir beanstanden. Das is t derartig 
d~~~~ µ,n,d.,.~t - ~ ,)!;önote beinahe sagen - na­
t!iiX1Ch dann aucli. unr1cb.t1g, daO es so nicht bestehen 
bleiben kann. 

In diesem Protokoll ist überhaupt nicht erwähnt, daß 
es einen Brief - einen einschränkenden Brief _ des 
Herrn Ministerpräsidenten ~ibt, denn einen anderen 
Sinn, als eine gewisse Einschränkung aus der Verant­
wor tung des Herrn Ministerpräsi denten h eraus _ das 
gestehen .wir durchaus zu - , daß er a ber eine gewisse 
E1nscll.ränkung macllen wollte hinsichtllch der Durch­
führbarkeit des Programms in den zehn Jahren _ und 
da~ ist ein Zehnjahresprogramm; so h aben wir es ge­
mernsam genannt - kann doch nicht beslrllten werden. 
Im Protokoll steht weiter kein Wort dnvon daß wir 
als wir diese Frage anschnitten, vom Herr~ Firn:mz~ 
rninister gehört haben, daß man das nicht so wörtlich 
nehmen müs.se, daß das auch ein Zwölf- oder Fünf­
zehnjahresprogramm sein könne, 

· · „ (Zuruf von der CDU: Der war gar nicht da!) 

daB wir von dem Vertre ter des Ministeriums - dann 
'''ar es der Herr Staatssekretär, meine Damen und 
~erren, jedenfalls von Seiten der Landesregier ung, in 
diesem Falle vertreten durch das Finanzministerium -
gehört haben, daß man das nicll.t so wörtlich nehmen 
müsse, daß es auch ein Zwölf- oder Fünfwhn .iahr es­
programm werden könne. 

·· "(Zltrtli des Abg. Beckcnbarh.) 

Demgegenüber - das hat der Herr Kollege Barthel in 
aller Deutlichkeit festgestellt, und es ist gar k eine Ver­
anlassung vorhanden, deswegen die jungen Pfel'de 
dur<:hgehen zu lassen; icll. bleibe immer bei dieser For ­
mulierung und diesem Beispiel - hat der Hcn· Kollege 
Barthel ausdrücklich erklärt, daß der Herr Kultus­
minister - und das haben wir dankbar anerkannt und 
zu~. Keno.tnis gen.ommen - in dieser selben Sitzung er­
klärt hat, daß das Kultusministerium gew illt sei, das 
auch so durchzuführen, und wir waren es, die schon !m 
Ausschuß - das ha t auch der Herr Kollege Barthel hier 
getan - dem Ministerium für Unterricht und Kultus 
und seinem Chef, dem H errn Kultusminister aus­
drücklich bestätigt haben, daß hier eine au sgezeiclmete 
Arbeit geleistet worden i~t. 

.Mei.o,.e .. sehr v.erehrten Damen und Herren! Sicherlich ist 
das nun nicht zu bestreiten, daß die SPD-Fraktion 
durch ihren Antrag die Initialzündung für die Auf-
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stellung dieses Programms gegeben hat. Wir haben es 
dann gemeinsam aufgestellt und gemeinsam beschlos­
sen. Aber, meine Damen und Herren, falls dem Herrn 
Kollegen Barthel geschäftsordnungsmäßig in der Mitte 
seiner Ausführungen ein Lapsus linguae gegebenen­
falls passiert sein sollte, indem er an einer Stelle sagte, 
der Antrag sei nicht erledigt, so dürfen Sie doch auch, 
verehrter Herr Kollege Kohl, nicht überhört haben, 
daß sein Schlußsatz, als er das Podium hier verließ, 
ausdrü(;klich lautete: Wir stellen also fest, daß unser 
Anfrag, wenn er und solange er nicht erfüllt ist und 
wenn er nicht innerhalb zehn Jahren erfüllt sein sollte, 
sachlich nicht erledigt ist. 

Nun darf ich Sie meinerseits bitten, Herr Kollege 
Kohl, auch das Protokoll nachzulesen, wenn es erstellt 
sein wird. So lautete der Schlußsatz des Herrn Kolle­
gen Ba1"thcl; und wenn er davon sprach „nidlt erle­
digt", dann war damit immer nur gemeint - niemand 
kann das anders verstanden haben, denn der Herr 
Kollege Barthel ist ja kein Neuling in diesem Hohen 
Hause -, daß die Angelegenheit sachlich für uns erst 
erledigt ist, wenn sie in zehn Jahren durchgeführt sein 
wird. 

(Beifall bei der SPD.) 

Noch ein Wort zu dem Gemeindeanteil! Auch darübet· 
steht kein Wort im Protokoll, und zwar über die aus­
führliche Diskussion über die Notwendigkeit der Ver­
besserung des Finanzausgleichs, um die Gemeinden in 
die Lage zu versetzen, als Baulastträger den Ge­
meindeanteil ihrerseits aufbringen zu können. Auch 
das wurde vom Herrn Kollegen Barthel hier im Ple­
num noch einmal dankenswerterweise angesprochen; 
denn so geht das ja einfach nicht. 

kh bitte Sie jetzt zum Schluß, Herr Finanzminister, 
hier von dieser Stelle aus verbindlich zu erklären, ob 
Sie die Möglichkeit dazu sehen, daß dieser Plan inner­
halb von zehn Jahren durchgeführt werden wird, und 
daß Sie auch in bczug auf den Gemeindeanteil alles 
tun werden, um die Durchführung dieses Planes auch 
von dicsor Seite he1· zu garantieren, soweit Sie do.s 
heute tun können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepr!Viident Rothley: 

Das Wort hat der Herr Kollege Martenstein (FDP). 

Abg. Martenstein: 

Herr f>l'äsident! Meine sehl' verehrten Damen und Her­
ren! Wir von unserer Fraktion wurden von dieser Dis­
kussion über den Zehnjahresbcdarfsplan der Schulen 
überrascht. Wenn Sie wollen, sind wir also völlig un­
vorbereitet in dieser Debatte; 

(Unruhe und Bewegung im Hause.) 

dal:i hdßt aber nidlt, daß wir keine Vorstellungen hätten. 
Wir haben ebenso gute Vorstellungen wie Sie. Inso­
fern sind wir immer auf jede Debatte vorbereitet. 

(Abg. T horwil'th : Unvorbereite te Vorstellungen! -
Heiterkeit bei der SPD.) 

Wenn Sie, Herr Dr. Skopp, den sehr verehrten Herrn 
Kollegen Dr. Kohl als „junges Pferd" angesprochen 
haben - -

(Abg. Dr. Skopp: Das habe ich nicht gctun! -
Lebhafte Heiterkeit im Huuse.) 

- Lassen Sie mich dodl meinen Satz zu Ende spri•chPn. 
Im übertragenen Sinne haben Sie das gemeint. Und 
nun wollte ich Ihnen sagen, dann rede ich als „altes 
Pferd", sofern Pferde überhaupt sprl'c:h~·n können, und 
ich hoffe, damit die Dinge in einen - -

(Abg. Dr. Skopp: Altes Schlacht!'Oß! - Heiterkeit 
im Hause.) 

- Ich weiß nicht, ob ich ein Schlachh'oß bin; dafür 
schätze ich mich selbst zu friedlich ein. 

(Anhaltende Heiterkeit im Hause.) 

ldl bot Ihnen diese Betramtung an, um die Dinge 
wieder in einen gemächlicheren Trab bringen zu kön­
nen. 

Zunächst einmal folgende Feststellung - sie betrifft 
in der Sache die Ausführungen, die der Herr Kollege 
Barthel gemacht hat -: Die sozialdemokratische Land­
tagsfraktion hat mit Unterstüzung der beiden ande­
ren Fraktionen ihrnn Antrag anno dazumal c>ingl'­
bracht und hat damit dem Kultusministerium den Auf­
trag erteilt, einen Zehnjahresbcdarfapl<in für die Schu­
len festzustellen. Diese gewissenhafte Vorausbcrech­
nung, die das Kultusminis terium hinter sich gebracht 
hat, hat allerseits Anerkennung gefunden. Insofern ist 
formal gesehen, meine Herren, der Auftrag, der von 
Ihnen dem Kultusminis terium gegeben worden ist, 
restlos erfüllt. Darüber sollten wirklich kl'ine ernst­
haften Debatten möglich sein. 

Nicht erfüllt ist die Aufgabenstellung; wollen wir 
doch einmal die Dinge so ansehen. kh meine, so wenig 
wie der Staat eine fertige Same ist - er ist eine immer 
und ewig gestellte Aufgabe -, so \llCnig ist ;weh die 
Schule eine fertige Sache. Schule ist und bleibt eine 
immer gestellte Aufgabe. Man sollte auch darübel· nicht 
mehr debattieren müssen; daß natürlich die Erfüllung 
der Aufgabenstellung in Abhängigkeit steht von der 
Finanzkraft des Landes, das heißt von den Steuerein­
gängen, über die das Land verfügen kann, ist eine 
Allerweltsweisheit, über die m<in auch nicht me hr de­
battieren sollte. So muß man auch den Brief de:; Henn 
Ministerpräsidenten und die Vorbehalte der Vcrtrdt'r 
des Finanzministeriums begreiff;'n. Wir wissen, daß 
die Einzelvorstellungen über das Volksschulwesen, d<is 
Realschulwesen und die höheren Schulen da und dort 
noch korrekturbedürftig sind, über die man Debdltcn 
führen kann, zum Beispiel über Standorte, über das 
Tempo des Ausbaues in bestimmten Bezirken u.sw. 
Aber auch das sind Selbstven;tändlichkeiten, die ge­
hören nicht hierher. Ich meine, wenn es Zeit ist. über 
Einzelheiten zu sprechen, findet sich jederzeit Gele· 
genheit, gezielte Anträge zu stellen. 

Im übrigen noch eine weitere Bemerkung! Wie pro­
blematisch jede Vorausberet:hnung ist, habe idl vnr 
wenigen Tagen in einem Aufsatz „Die höhere SC'hulc" 
nachlesen können. Das Land Baden-Württemberg hat 
vor Jahr und Tag auf Grund der Initiativen der im 
Landtag von Baden-Württemberg \'crtrt•tenen Frak­
tionen eine Vorausberechnung über den I3edarf an In­
genieuren erstellt. Man hat im b<iden- würltembergi­
schen Bereich sehr viele Ingenieurschulen auf- und 
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ausgebaut. .Jetzt ist bC'i einer ernsthaften Nachprüfung 
df's vonwssichtlichen Bedarfs an Ingenieur en von 
rnaUgeblichen Vertretern der baden-württembergisch en 
1"ertigw.ir~nindustrie die Befürchtung laut geworden. 
daß. wenn in dem Tempo weiterhin Ingenieure ausl!e­
hi ldo>t würdcm. in abst-hbaret· Zeit ein Überschuß an 
aus~ebildeten Ingenieuren zumindest in diesem regio­
nak'n Bereich i:iert€'bcn sei. 

f<"h Linvahn~ das Beispiel, um lediglich darauf hinzu­
\1·c•isrn. wie unerhört schwierig es ist. in die Zukunft 
hint~in·~11nPnki:-n \tnd Be-r-e<.'hnungcn zu macllen. kh 
müchte deshalb von dieser Seite aus ausdrücklich Vor­
bd1alte m die Prophetie einer Bürokratie setzen. die 
glaubt. für zehn Jahre etwa sagen zu können, was 
dann w~rden soll. 

Un!'ererseits möchten wi.r sagen, daß \\.'ir ausdrücklich 
die Arb<.•it des Kultusministeriums anerkennen. Wir 
bc<l<1m•rn nur eines, Herr Kultusminister, daß Sie nicht 
den Pr•>pagandaapparat haben. den die Ministerien 
anderer Länder anscheinend besitzen ; denn wenn Sie, 
gemessen an dem, was hier erarbeitet worden ist, die 
Werbctrvmmel hätten rühren lassen. so wie das an­
del'e Herren verstehen. dann hätte der Trommelwirbel 
- so meine ich - weit über die Grenzen di.~es Landes 
hinaus ein wirksames Echo gefunden. 

lBeifall bei den Regierungsparteien.) 

\'izepräsldt>nt. Rothle~': 

Das Wort hat der Herr }'inanzminister. 

Finanzminister Glalm: 

lf Pn Pr~sident.! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Frage, die an mich gestellt worden ist, 
Herr Koile~e Dr. Skopp, ist nicht schwer zu beantwor-
1 ... n . kh glaube. SIP ali: Oberbtirgt>rmei!.1er könnten Sie 
~i:nauso bcanlW•>rten für die .Stadt Speyer, wie ich sie 
bC'i:lntwortPn kann für das Land Rheinland-Pfalz. Der 
Fimmzmini~t.er kann bei solchen Plänen nie eine bin­
<iPnrlP 7.11i<age für einen so langen Zeitrawn geben. Er 
kann von vornherein nicht übersehen, ob die .l!'i.oan­
zil'ntn,g - in diesem Falle für zehn Jahre - sicherge­
s tellt ii:t. 

~o war rii('~Pr Plan auch nicht gedadlt. sondet·n es ginß( 
ihm darum. den Bedarf für die nächsten j!ehn Jahre 
fostzuste•llen. Es ist nun Aufgabe der Finanzpolitik, je 
n<ich den Möglichkeiten. die die Haushaltslage gibt. in 
7.t•hn Ji1hren di1mit fertig zu werden. Wenn das nicht 
gelingt, dann sind einfach die Verhältnisse, die man 
11id1t voraussehen kann, stärker. 

Der Fin<in:r.minister muß von der gegenwärtigen Fi­
m111z.,.itllalion aus~ehen. Er kann zwar eine gewisse 
konjunkturelle F.ntwickhmg in seine Betrachtungen 
mi1<>inb<·Zit!hen. ob aber diese Entwicklung in den 
nachstell 7.ehn Jahl'E'n eintreten wird, das vermag er 
nicht zu garantieren; denn diese Entwicklung hängt 
von Faktoren ab, die sich über einen langen Zeitraum 
ni<"ht übcrr;ehen la!'l~en. Aber !die !Landesregierung 
wird sich selbstvers tändlich bemühen, den Plan in so 
kurz1:r Z<;>it wie nur möglich auszuführen. Wenn das in 
7.('hn Jahren gelingt, werden wir uns freuen. 

fHeifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepcäsident Rothley: 

Weitere Wortmeldungen liegen nich t vor. Dann stelle 
ich die Drucksache II/471 zur Abstlmmung. Wer ihr zu­
stimmen \Vill, möge das Handzeichen gt•bc·n . - Ich stelle 
fest, sie ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Punkt 20 der Ta1,!esordnun11:: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. Erhö­
hung der Einkommen~gre11zen und Neufassung 
der Richtlinien für Erzlebung~beihilfen bl'i den 
allgemeinbildenden Schulen sowie d~n Ingenieur-

schulen und Pädagogisdlen Ilod11:;chulen 

- Drucksache Tr!260 -

Die Bel'ic.:hierstaltung !ür den Haushalts- und Finanz­
:iusschuß erfolgt durch den Herrn Abgeordneten 
Schwarz, dem icb hiermit das Wort erteile. 

Aug. Schwan: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Darnen und Her­
ren! Das Kultusministerium hat. einen Bericht gegeben 
und dabei festgestellt. <faß seit d('m ~•lmmPrsPmf"st~1· 
1965 die Förderung der Studierenden an den-Ingenieur­
schulen und an den Pädago~ischen Hochschulen den 
Sätzen des Honnefer Modells angeglichen sind. Für die 
Schüler der höheren Schulen, der Realschulen und Be­
rufsschulen seien die Richtlinien über die Gewährung 
von Erziehungsbeihilfen maßgebend. Das Honnefer Mo­
dell legt folgende Einkommen pro M onat zugrnnde: 

bei Alleinstehendl'n 
bei Eltern. wPnn ein Teil ver<lit>nt 

450 DM 
700 DM 

bei Eltern, wenn beide verdienen 810 DM 
dazu für jedes Kind einen Zuschlag von 220 OM. 

An Erziehun~sbeihilfen s ind vorgesehen: 

lx:l Alleinstehenden 

bei Eltern. wenn ein Teil verdient 
b ei Eltern, wenn beide verdienen 
dazu p ro Kind ein Zuschlag von 

fiOO DM 
flfiO DM 

750 DM 
150 DM. 

Im Hechnungsjahr lllti.5 stehen für diese Maßnahmen 
e in Ansatz von 2,2 Millionen DM zur Verfügun~. Eine 
darüber hinausgehende Änderung der Richtlinien ist 
nicht ht?absid1t.igt. 

Nach dieser Erklärung des Regierungsverlreters wurde 
die Große Anfrage als erledigt bet rachtel. 

Vi2eprltsldent Rothley: 

kh danke dem Herrn Berichterstatter für seinP Aus­
führungen. - Wird eine Aw;sprache gewünscht? _ Das 
scheint nicht der Fall zu sein. lc.:h darf Ihr Einver­
s tändnis :lUr Drucksache lL 4ti6 feststellen. 

Punkt 21: 

Antl"ag de..- Fi:aktion der SPD betr. Erhaltung des 
Besitzstandes bei Ersten und Allf•instehenden 
Lehrern, deren Schulf'n im \'ollzuge des Volkis-

schulgesetzes zusammengdaßt 1.>zw. aufgelöst 
werden 

- Drucksache II/264 -
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(VJzeprllstdent Rothtey) 

Die Berich terstattung für den Haushalts- und Finant­
uussd1uß erfolgt durch Herrn Abgeordneten Gaddum. 
kh erteile ihm das Wort. 

Ab!!. Gaddum: 

HetT Priisldent! Sehr verehrte Dumen, meine Herren! 
Der Antrng der Fraktion der SPD zielte darauf hin, 
die Landesregierung zu beauftragen, dem Landtag Vot·­
schlägc zu unterbreiten, wie verhindert werden kann, 
duß Erste und Alleinstehende Lehrer, die nach der 
geltenden Besoldungsordnung eine Stellenzulage ei·­
hallen. bei den Veränderungen und Zusammenfassun­
!l:l~n im Vollzuge des Volksschulgesetzes keine unzu­
mutb<il'tm finanziellen Nachteile erleiden. 

Der I-l<lushutls- und Finanzausschuß hat festgestellt, 
daß uu! Grund der inzwischen eingetretenen Entwick­
lung, das heißt also insbesondere auf Grund der Ver­
abschiedung des Besoldungsgesetzes, der Antrag als 
erledigt ungesehen werden kann. Er bitte t deshalb, 
der Landtag wolle beschließen: 

Der Antrag der Fraktion der SPD betr. Erhaltung 
des Besitzstandes bei Ersten und Alleinstehenden 
Lchr1.•rn, deren Schulen im Vollzug des Volksschul­
gesetzes zusammengefaßt bzw. aufgelöst werden, 
Drucksuche II!264, wird durch die Verabschiedung 
des Landesbesoldungsgesetzes von Rheinland-Pfalz 
vom 3. Januar 1963 für erledigt erklärt. 

\'i:zepräsident Rotbley: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Sie haben den 
Vorschlag des Haushafü- und Finanzausschusses ge­
hürt. - Wird eine Aussprache gewünscht? - Das ist 
nicht der Full. 

Ich darf feststellen, daß Sie mit dem Antrag Druck­
sucht• Ili467 des Haushalts- und Finanzausschusses ein­
verstanden s ind. 

Punlct 22: 

Antrag der Fraktion der FDP betr. Ausbildung 
von Aushilfslehrkräften als Sofortmaßnahme :zur 
Verminderung des Lehrermangels an den Volks-

schulen 

- Drucksache II/329 -

Die Berichterstattung für den Kulturpolitischen Aus· 
schuß erfolgt durch Herrn Abgeordneten Schwarz. 

Abg. Schwar:z: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
llenen! Der Kulturpolitische Ausschuß hat auf Grund 
der mittlerweile durchgeführten Maßnahmen diesen 
Antrag als erledigt angesehen. 

Vizepräsident Rothlcy: 

Für den Haushults- und Finanzausschuß erfolgt die 
Berichterstattung durch den Herrn Abgeordneten Dr. 
Skopp. 

Abg. Dr. Skopp : 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wie Sie 
aus der Drucksache II.'469 festgestellt haben, hat auch 
der Haushalts- und F inanzausschuß uuf Grund der 
inzwischen eingetretenen Entwicklung die Vor lage !i.it' 
e rledigt erklärt. Ich bitte entsprech<.'nd ;r.u b<!schlicßen. 

Vizepräsident Rothley: 

Ich danke den Herren Berichterstattern. - Eine Aus­
sprache wil'd nicht gewünscht. - Sie s ind mit dem An­
trag Drucksache ll/469 einverstanden. 

Punkt 23: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. be­
isondere Situation des l,andkreises Birkenfeld 

- Drucksache II."423 -

Die Berichterstattung für den Haushalts- und Finanz­
ausschuß erfolgt durch Herrn Abgeordneten Wallaucr. 

Abg. Wallauer: 

Herr Präsident! Meine Damen und He rren! Sie erin­
nern sich, daß das Plenum Anfang Juni die Große An­
frage der SPD über die besondere Situation des Land­
kreises Birkenfeld eingehend diskutiert hat. Die Be­
antwortung des Herrn lnncnministers wurde von der 
anfragenden Fraktion damals so aufgenommen, als ob 
doch noch einiges dazu zu sagen wäre. Die Anfrage 
wurde dem Haushalts- und Fina nzausschuß überwie­
sen. Dort wurden speziellere Auskünfte au( d ie ent­
sprechenden Fragen erteilt. 

Der Haushalts- und Finanzausschuß empfidt Ihnen, 
diese Große Anfrage ebenfalls für erledig t zu crkHfrcn. 

Vi:zepräisident Rotbley: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. - Eine Aus­
spra che wird nicht gewünscht. - Sie sind mit dem Vor­
schlag des Haushalts- und Finanzausschusses gemäß 
Drucksache Il!489 einverstanden. 

Ich darf zunächst bekanntgeben. daß der Älteslemat 
beschlossen hat, die Tagesordnungspunkte 24, 25, 26 
und 27 in der nächs ten Sitzung des Landtages am 3. 
November zu beha ndeln. 

Ich darf weiter bekanntgeben, daß die Fraktion der 
SPD darum gebeten hat, den Tagesordnungspun kt 28 
ebenfalls am 3. November zu beh<1 ndeln. 

Wir kommen zum Punkt 29: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. Sa­
nierung von Altgehöften 

- Drucksache II/437 -

Die Begründung erfolgt durch Herrn Abgeordneten 
Dr. Haas (SPD). Ich e l'teile ihm das Wort. 
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(Vlu~prllftident nothley) 

1.Kultusmlntster Dr. Orth: Herr Präsident! Könn­
ten wir nicht ers t die kulturpolitischen Angele­
l{enhd tt-n b(:h<mdeln? Ich kann heute Nachmittag 

an der Rit.?.ung nicht teilnehmen!) 

- lkr Hen Kultusminister bittet darum. daß wir die 
kulturpolitischen Fragen zuerst besprechen, nachdem 
er heute nachmittag der Sitzung nicht beiwohnen kann. 
- Das H<1us ist damit einverstanden. 

Wir kommen dann zum Punkt 33: 

Groß<' Anfrage der Fraktion der SPD betr. Aus­
stattun~ der Pädagogischen HocID;clmlen 

- Drucksache II/22 -

Die Berichterst.attung für den Kulturpolitischen Aus­
Sd\Uß erfolgt durch Herrn Abgeordneten Gaddum. Ich 
erteil'? ihm das WQrt. 

Al.>g. Gaddum: 

Herr Pr~sident! Sehr ve-rehrte Damen. meine Herren! 
Uf:"r Kulturpolitische Ausschuß hat sich in zwei Sitzun­
gt~n. und :r.war am 16. September 1964 und am 13. Okto­
bPI' t9fia. mit der Anfrage der SPD bdaßt, die Erklä-
1·un,; der Rl:'gierungsvertreter entgegengenommen und 
darüber diskutiert. 

,, u:; die~en Ausführungen ging hervor, daß zur Zeit in 
dPm Bereich der Pädagogischen Hochschulen des Lan­
de~ Baumaßnahmen laufen und projektiert .sind im 
Werte von etwa 70,2 Millionen DM. Hinzu kommen 
no('h 22.~ Millionen DM für die Einrichtungen an den 
Pädagogischen Hochschulen. Davon werden berührt alle 
Ho<"h~('h11 l"n, also Landau. Worms, Kaiserslautern, Ko­
blenr. und Trier. Darin ist auch schon enthalten der 
pro,1~ktierte Neubau Neuwied. Die Zahlen, die uns vor­
gl•l n~g<:-n wurden, haben auch schon ihren Niederschlag 
gefunden in dem bereits besprochenen und vorliegen­
d<.•n :ldutjahresplan des Kultusministeriums. 

Aus dem Vortrag der Herren Regierungssprecher ging 
wcik1· hervor. daß im September die Pädagogischen 
Ho<"hs('hUlPn von 2 782 Studenten besucht wa1·en, von 
<l<'nen a:;z am t. Oktober als geprüft abgegangen sind. 
Der Ausbauplan für die Pädagogischen Hochschulen 
zielt darauf ab, daß sie alle auf eine Größenordnung 
von etwa 600 bis 800 Studenten zugeschnitten werden. 
J);:i;: Prlllubt dann die Aufnahme der doppelten Anzahl 
vnn Studenten als bisher. 

Das ist die .Zielvorstellung. nach der im Kultusministe­
rium geplant und gearbeitet wird. 

Zur Zelt sind 172 Pla nstellen für Lehrkräfte an den 
Pädagogischen Hochschulen vorhanden. Diese Stellen 
sind fai;t <ille bcset7.t. Es wurde erklärt, daß im Ver­
gleich der Länder die Relation Dozent - Student in 
Rheinland-Pfalz übcrdurdlschnittlich günstig sei 

Die Ansätze für die Lehrmittel sind von 1960 bis 1965 
von 3,1 Millionen DM auf 6,7 Millionen DM gestiegen. 
Der Ansatz für die Baumittel im Außerordentlichen 
Haush<1lt ist im gleichen Zeitraum von 1 Million DM 
auf 8,5 Millionen DM angestiegen. Darin manifestiert 
sich das Bemühen des Kultusministeriums und der 
Lcindesregierung, dem anerkannten und gesehenen Bc­
da1·f Rechnung zu tragen. Insbesondere wird auch der 

Ausbau der Büchereien und der Räume für die Natur­
wissenschaften in den Pädagogischen Hochschulen als 
dringlich anerkannt und gefördert. 

Nach den Vorträgen der Herren R egierungsvertreter 
empfiehlt der Kulturpolitische Ausschuß In der Druck­
sache !1!492: . 

Dct· Landtag wolle bt:s<:hließen: 

Auf Grund der Erklärungen des Regierungsvertre­
ters in der 33. Sitzung des Kulturpolitischen Aus­
schusses am 13. Oktober wird die Drucksache II/22 -
Große Anfrage der SPD betreffend Ausstattung der 
Pädagogischen Hochschulen - für erledigt erklärt. 

(Beifall im Haus-e.) 

Vizepräsident Rothley: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Eine Bespre­
chung w ird nicht ge'l<\'Ünscht. fch darf feststellen, daß 
entsprechend der Drucksache IIi492 beschlossen ist. 

kh ru1~ Puakt 31 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der SPD betreffend Ausbau 
des Sonderscl1ulwesens in Rheinland-Pfalz 

- Drucksache IIi l 77 -

Hier..:u Hegt ein Antrag des Kulturpolitischen Aus­
schusses - Drucksache II/493 - vor. Die Berichterstat­
tung für den Kulturpolitischen Ausschuß erfolgt durch 
den Herrn Abgeordneten Dr. Rösler; ich erteile ihm das 
Wort. 

Abg. Dr. Rösler: 

Herr Präsldent! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Mit dem Antrag der Fraktion der SPD -
Drucksache IIfl 77 -. i.>etreifend Ausbau des Sonder­
schulwesens in Rheinland-Pfalz. wurden von der Lan­
desr~gierung Vorschläge zum Ausbau und zur Förde­
rung des Sonderschulwesens erbeten. 

Bei der Behandlung dieses Antrags im Kulturpolitischen 
Ausschuß hat der Herr Regierungsvertreter erklärt, 
daß wegen der im § 4 des neuen Volksschulgesetzes 
.weitgehend auch für diese Betroffenen eingetretenen 
Schulpflicht das Sonderschulwesen in den heute vor­
mittaa bereits behandelten Zehnjahresplan eingebaut 
worden sei. Auf den Seiten 11 bi:s 16 dieses Planes kön­
nen Sie die entsprechenden Angaben finden. Insofern 
wurde der Antrag der SPD-F1·aktion von den Mitglie­
dep;i,„d.e.s Ausschusses einstimmig für erledigt erklärt. 

Im Zusammenhang mit der Debatte im Kulturpoliti­
schen Aussch'Uß wurde die spezielle Frage, wer die 
Fahrtkosten für die betroffenen Kinder zahlen solle, 
aufgeworfen. Nach dem Volksschulgesetz ist die U.ber­
nahme der Fahrtkosten durch das Land nicht möglich, 
weil dort nur die Fälle der Zusammenführung von 
Schülern und Schulen geregelt is t. Die drei Parteien 
einigten sich im Ausschuß, im Zusammenhang mit der 
Etatberatung 1966 einen gemeinsamen Antrag einzu­
bringen, der einen neuen Titel für die Übernahme der 
Fahrtkosten dieser Kinder ermögUchen soll. 
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(Dr. Rösler) 

Nach dieser Feststellung wurde der in der Drucksache 
II/177 gestellte Antrag vom Ausschuß einstimmig als 
erledigt betrachtet. Ich darf Sie bitten, zu diesem Votum 
Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall im Hause.) 

Vb:epräsldent Rothley: 

Ich danke dem Herrn Berichh"!rstatter. Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich stelle fest, daß das Haus mit dem 
in der Drucksache II/493 cnthalLenen Antrag des Kul­
turpolitischen Ausschusses einverstanden ist. 

Ich rufe Punkt 35 der Tagesordnung auf: 

Antrag- der Fraktion der FDP betrelfend Behebung 
des Mangels an gewerblichen Berufsschullehrern 

- Drucksache II/263 -

Hierzu liegt ein Antrag des Kulturpolitischen Aus­
::;(.'hu~ses - Drucksache II/494 - vor. Die Berichterstat­
tung für den Kulturpolitischen Ausschuß erfolgt durch 
die ·Abgeordnete Frau Wetzel; ich erteile ihr das Wort. 

Abg. Weh:el: 

Herr P!'äs idcnt! Meine Damen und Herren! Der Antrag 
d<'r Fraktion der FDP bezüglich der Behebung des Man­
gels an gewerblichen Berufsschullehrern wurde am 5. 
November 1964 im Plenum eingebracht und an den 
Kulturpolitisclwn Ausschuß überwiesen. Durch die An­
n<ihme diese Antrages hat der Landta g die Landes­
r~·gierung ersucht, für das gewerbliche Berufsschul­
wc•scn den Versuch zu unternehmen, 

l. Diplom-Ingenieure nach zweijähriger pädagogischer 
Praxis und zweitem Examen als Lehrer an den be­
rufäbildenden Schulen einzustellen und 

1 
1 

2. auch den Absolventen der höheren Fachschulen die 1 

Möglichkeit wm Übergang in die Laufbahn des Be- I 
r ufssdrnllehrers zu eröffnen. · 

Dieser Antrag wurde in der 33. Sitzung des Kultur­
politischen Ausschusses am 13. Oktober 1965 behandelt. 
D<lS Kultusministerium gab uns zu diesem Antrag einen 
sehr <lU~füht•licben Bericht, aus dem hervorging, daß die 
von dem Antragsteller geforderten Sondermaßnahmen 
in die Lundesverordnung über die Laufbahnen der Be­
amten des Landes Rheinland~Pfalz vom 2. Oktober 1964 
aufgenommen wurden. Dadurch wurde sichergestellt, 
daß Ingenieur- oder Fachschulabsolventen und Diplom­
ingenieure in den Berufsschuldienst übernommen wer­
den können, wenn sie nach dem Ingenieur-Hauptexa­
men eint> entsprech('nde dreijährige Berufspraxis nach­
weisen und anschließend zwei Jaru·e eine pädagogische 
Unterweisung erfolgreich mit einer Prüfung abgeschlos­
~cn haben. 

Zur Zeit haben wir in Rheinland-Pfalz vier berufs­
pädagogische Seminare, und zwar in Speyer, Worms, 
Trit>r und Neuwied. Von 1962 auf 1963 waren es insge­
samt 72 Teilnehmer; im laufenden Schuljahr sind es 
192. Von diesen Teilnehmern kommen 35 aus der Inge­
nieur- und Diplom-Ingenieurlaufbahn, und zwar 9 
Diplom-Ingenieure und 2'6 Ingenieure. 

Nach wie vor haben die zwei großen Gebiete der 
Elektrotechnik und des Maschinenbaues den größten 
Nachholbedarf an Lehrern. Hier sind bis zum Jahre 
1970 neu zu besetzen: 140 Scl)ulstellen für die Sparte 
„Elektrotechnik" und 340 Schulstellen für die Sparte 
„Maschinenbau". 

Intel'essant ist, daß ab Ostern 1966 das beru[spädagogi­
sche Institut an der Landesuniversität in Mainz seine 
Tätigkeit aufnehmen wird. 

Im Laufe der Diskussion wurde seitens des Ausschus­
ses auch nach dem Bedarf auf dem Gebiet der kauf­
männischen und der hauswirtschaftlichen Berufsschul­
lehrer bzw. -lehrerinncn gefragt. Vom Ministerium 
wurde die Auskunft gegeben, daß auch auf diesen bei­
den Gebieten die Sondermaßnahmen zur Behebung des 
Lehrermangels gut angelaufen seien. 

Auf Grund dieses Berichtes und der Diskussion im 
Kulturpolitischen Ausschuß hat dieser abschließend be­
antragt, den Antrag für erledigt zu erklären. Ich bitte 
Sie, dem Antrag des Kulturpolitischen Ausschusses zu­
zustimmen. 

(Beifall im Hause. - Präsident Van Volxem über­
nimmt den Vorsitz.) 

Präsident Van Volxem: 

Ich danke der Frau Bl'!richterstattet'in. Wird das Wort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Drucksache 
II/494 - Antrag des Kulturpolitischen Ausschusses -. 
Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Danke! - Die Gegenprobe! - Stimm­
enthaltungent - Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

Ich rufe auf den Punkt 36 der Tagesordnung: 

Antrag der Fraktion der FDP betreffend Aus­
bildung zum Fachlehrel" für die Volks.schulober­
stufe (Hauptschule) an den Pädagogischen Hoch-

schulen 

- Drucksache I!i405 -

Die Berichterstattung für den Kulturpolitischen Aus­
schuß zur Drucksache II/495 erfolgt durch Herrn Ab­
geordneten Barthel; ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Barthel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der An­
trag der Fraktion der FDP - Drucksache II/405 - hat 
zum Ziele, daß an den Pädagogischen Hochschulen künf­
tig auch Fachlehrer, insbesondere für die Naturwissen­
schaften und für die englische Sprache, ausgebildet 
werden können. Das Kultusministerium hat einen Be­
richt darüber gegeben, daß zur Zeit an den Pädagogi­
schen Hochschulen unseres Landes, mit Ausnahme von 
Neuwied, jeweils vier Fachdozenturen für Naturwissen­
schaften eingerichtet sind und daß vom Redrnungsjahr 
1966 an, sofern entsprechende Meldungen vorliegen , 
v ier F achdozenturen für Englisch eingerichte t werden 
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martht:l) 

colli>n. N<1ch F.ntgegenn:cthme dieses ßcrichtei> und einer 
kur;(l:'n Dii<kussion hat der Ausschuß den Antrag di;>r 
FDP für erledigt erklärt. 

<Beifall im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 

kh danke dem Herrn Berichterstatter. Wird das Wort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann kommen wir 
zu1· Abstimmung über die Drucksache IJJ495. Wer seine 
Zu~timm,ing geben will, den bitte ich um das Hand­
'·"idn:Jl ! - Danke! - Die Gegenprobe' - Stimmenthal­
tungen! - Eini;iimmig angenommen! 

Punkt 37 der Tagesordnung; 

Antrag del" Fraktion der SPD betreffend Aui>bil­
dung- und Fortbildung der Ärzte auf dem Gebiet 

der !"\ozialmedizin 

Die Berichterstattung für den Sozialpolitischen Aus­
::;ctwß zur Drucksache II/419 erfolgt durch Herrn Ab­
geordn<Aen Dr. flösler. 

Abg. Dr. Rösler: 

Hl."rr Priisident! Meine Damen und Herren! Es geht 
hil."r um den Antrag der Fraktion der SPD betre!fend 
Ausbildung und Fortbildung: der Ärzte auf dem Ge­
biet der Sozialmedizin - Drucksache IIi333 -. Der An­
trag verlangt. Sonderkurse für die Aus- und Fortbil­
dung auf dem Gebiet der Sozialmedizin füx Ärzte ein­
zuführen, die mit diesem Fach besonders r.u tun haben. 
Es \Vil'd weiter gewünscht, daß für junge Ärzte Son­
dPTTf'!:(E'lune;"'n gt:'troffen werden, zum Beispiel durch 
Kurse. Und es wird drittens verlangt die Einführung 
von Pfl1chtvorlesung('n und damit natürlich auch von 
Pfli<'htprüfungen für die Sozialmedizin ao unserer 
Universität. 

In beidPn Aui:;schüssen, also im Kulturpolitischen wie 
~uch im Sozialpoliti:>chen Ausschuß - und ich bitte den 
Herrn Präsidenten um die Erlaubnis, diese beiden 
Berich1er:-:tattungen 7.usammenziehen zu dürfen 
\\'IJJ'(J<:> vun <lern Herrn Reltierunl!svertreter ausgeführt. 
daß man zunächst einmal zwischen Ausbildung und 
Fortbildung untersch~iden müsse. Da die Ausbildung 
unserer Ärzte in der bundeseinhcitlichen Bestallungs­
ordnung geregelt sei, käme es nun darau:f an, auf die 
Gest<iltunJol dieser Bestallungsordnung einzuwirken. 
Der Regierungsvertreter, in diesem Falle der leitende 
Be<1mte der Gesundheitsabtei.J.ung in unserem __ .lnn~_n-:_ 
ministerium. hat bere!ts mH den maßge)Jhchen stellen 
Fühlung aufgenommen und auch entsprechende Zu­
~agen erhalten. In diesem Punkte wurde also der 
Antnig dnsHmmig für erledigt erklärt. 

Was dit:' Fortbildung der Ärzte angeht, so ist das 
Sache der Arztekammer. Auch mit ihr wurde verhan­
delt, und von dort wurde die Zusage gegeben, daß .in 
das Fortbildungsprogramm der Arzte auch die Sozial­
medizin in Zukunft einbezogen werden soll. 

Auf Grund dieser Erklärung haben beide Ausschüsse, 
~OWQhl der Sozialpolitische als aud1 der Kulturpoli-

tische Ausschuß, einstimmig die Erledigung des An·­
trags erklärt, und ich darf Sie bltten. sich ebenfalls 
diesem Votum anzuschließen. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Wird das Wort 
gewilnscht? - Das ist nkht der Fall. Dann stimmen wir 
ab über die Drucksache IIf419 - Antrag des 8<)7.ialpoliti­
schen Ausschui-ses -. Wer seine Zustimmung geben will, 
möge das Handzeichen geben! - Danke! .... Die Gegen­
probE'1 - Stimmi>ntha Hungen! - Einstimmig angenommen! 

Da die Punkte 38 bis 41 in der Sitzung am 3. Novem­
bo· behandelt werden sollen, habl'n wir di'i' Tagesord­
nung für heute vormittag, soweit ich es übersehe, ab­
geschlossen. Heute nachmittag kämen noch die Punkte 
29 bis 32 und 14 zur Beratung. 

Ich gebe jetzt noch, bevor wir in die Mittagspause ein­
treten, dem Herrn Abgeordneten Dr. Sknpp (SPD) das 
Vlort zu einer persönlichen Bemerkung nach § 29 der 
Geschäftsordnung. 

Abg. Dr. ~kopp: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Id1 wollte 
eigentlich nicht eine pPrsönliehe Bemerkung in diesem 
Sinne machen, sondern nach § 29 Absatz 1 letzter Halb­
satz meine A:usfüht·ungen zu einem Punkte, betreffend 
das Protokoll der gemeinsamen Sitzung des Kultul'­
politischen Au.sschusses und des Haushalts- und .!<'inanz­
ausschusses vom 28. September, richtigstellen. 

Das rrotokoll ist, wenn ich so sagen darf. in der Sache, 
um die es geht, nicht zusammenhängend abgefaßt, son­
dern der Tagesordnungspunkt taucht im zweiten Ab­
schnitt des Prntokolls erni>ut auf. Dfls Protokoll spricht 
die Dinge, die ich hil;!l' be1;1.nslandet habe. daß sie nicht 
darin seien, tatsächlich an. Insoweit berichtige ich meine 
Ausführungen. Ich bitte Sie, Herr Kollege Dr. Neubauer, 
weil ich Sie vorhin namentlich genannt l1abP, jetzt auch 
um Entschuldigung für dieses übersehen, das hier statt­
gefunden hat, aber andererseits darum, bei lhrer Zu­
sammenfassung, die das Protokoll auf den Seiten 18 
und 19 wiedergibt, doch noch einfügen ?.U wollen die 
Zusammenfassung him:i<'htlil'h dPr Dis\rnsilion über die 
kommunalen Finanzen. Das fehlt tat~ächlich, 

(Abg. Dr. Neubauer: Ist auch drin!) 

und nicht die Finanzreform; 

(Abg. Dr. Neubauer: Wir haben kein Wortprotokoll, 
Herr Kollege Dr. Skopp!) 

die ist drin, aber nicht der Finam;ause:l~icti, und darum 
geht es hier. 

Insoweit wollte ich meine Ausführungen berichtigt 
haben, damit nicht hier der Eindruck entsteht, ich hätte 
in der Hitze des Gefechts etwa unfair sein wollen in 
bezug auf die Abfassung des Protokolls dieser Sitzung. 

(Bei!all im Hause.) 
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Präsident Va.n Volx:em: 

kh unterbreche die Sitzung bis 13.30 Uhr. 

Unter b rech u n g der Sitzung : 11.57 Uhr. 

W i e d c r b e g i n n d er Si t zu n g : 13.47 Uhr. 

Präsident Van Volxem: 

Id1 crüCfnc die Sitzung. Das Wort zur Geschäftsordnung 
hat. der Herr AbgcordnC:'t.e Schmidt (SPD). 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu dem 
nunmehr anstehenden Punkt 14 der Tagesordnung habe 
ich Mitteilung bekommen, daß der Versuch gemacht 
wird, die Angelegenheit örtlich schnell zu bereinigen. 
Ist diese Bereinigung bis zum 3. November erfolgt, kann 
unser Antrag als erledigt betrachtet werden. Andern­
falls würden wir darum bitten, daß er am 3. November 
erneut auf die Tagesordnung gesetzt wird. Für heute 
bitten wir, die Beratung auszusetzen. 

Präsident Va.n Volxem: 

Wir werden so verfahren. Punkt 14 der Tagesordnung 
wird heute abgesetzt. Von dem Ergebnis der örtlichen 
Verhandlung wird es abhängen, ob wir ihn am 3. No­
vember aufrufen. 

Wir kommen jetzt zur Behandlung des Punktes 29 der 
Tagesordnung: 

Große Anfrage der Fraktion der SPD betr. Sanierung 
von Altgehöften 

- Drucksache II/437 -

Die Große Anfrage wird begründet durch den Herrn 
Abgeo1·dncten Dr. Haas (SPD). 

Abg. Dr. llaas: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Aus­
siedlung stellt sicher eines der um!assendsten Mittel 
zur Schaf!w1g rationeller Arbeitsbedingungen für den 
einzelnen landwirtschaftlichen Betrieb und gesunder 
Lebensverhältnisse Iü1· die bäuerliche Familie dar. 
Trotzdem wird nur eine begrenzte Zahl von landwirt­
schaftlichen Betrieben in den Genuß dieser Maßnahme 
kommen können. Der steigende Landbedarf für eine 
außerlandwirtsclla!tliche Nutzung, für Wohnungsbau, 
Verkehrserschließung und Verteidigung, schränkt die 
zur Verfü~ung stehende landwirtschaftliche Nutzfläche 
immer mehr ein. 

Dazu kommt, daß mit der Aussiedlung sehr hohe fi­
nanzielle Aufwendungen sowohl für die öffentliche 
Hand als auch fü1· den Aussiedler selbst verbunden 
sind. Nicht jeder wird die Voraussetzungen und auch 
den Mut aufbl'ingen, einen so entsclleidenden Schritt 

zu tun. Wenn man aus unseren Dörfern jeweils Z\1.:ei 
oder drei Betriebe herausnehmen kann, wird man bei 
dem geringen Umfang der Gemarkungen gerade in 
unseren Höhengebieten oft schon zufrieden sein müs­
sen. 

Das kann und darf aber nicht bedeuten. daß man die­
jenigen Betriebe, die nicht ausgesiedelt werden können 
oder deren Inhabcx· n icht aussiedeln wollen, ihrem 
Schicksal überläßt. Auch sie haben Anspruch auf die 
Hilfe der öffentlichen Hand, damit sie zu erträglichen 
Arbeitsbedingungen und Lebensverhältnissen kommen 
und damit Anschluß an die moderne Entwicklung der 
Landwirtschaft finden. Wir alle wissen, daß unsere 
\Vohn- und '\1lirtscliu!tsgebäude in einer Zeit entstan­
den sind, in der die menschliche Arbeitskraft auf 
unseren Höfen noch in ausreichendem Umfang zur 
Verfügung stand. Die Anlage der Gebäude und ihre 
innere Organisation macht die Einführung rationeller 
Arbeitsmethoden oft unmöglich. Dazu kommt, daß 
auch die Wohnungen unserer bäuerlichen Bevölkerung 
sehr oft in keiner Weise den heute möglichen und t<it­
sächlich gegebenen Anforderungen cntsp rechen. 

60 Prozent der bäuerlichen Wohnhäuser und 52 Prozent 
der Wirtschaftsgebäude stammen aus der Zeit. vor 1900. 
Nach einer Zusammenstellung des Statistischen Bun­
desamtes aus dem Jahre 1961 gibt es in Rheinl<md­
Pfalz 

77 700 

37 000 

17 000 

7 700 

13 500 

6 200 

2 790 

Bauernhäuser, von denen 
bereits vor 1870 erste!!l wurden. 
zwischen 1870 und 1900. 

in der Zeit von 1901 bis 1913, 

in der Zeit von 1919 bis 1964, 

in der Zeit von 1940 bis 1957 
und nur 
nach 1957. 

Die Mehrzahl dieser Gebäude ist also in einer Zeit er­
richtet worden, in der noch niemand eine Vorstellung 
von jener technischen Entwicklung haben konnte, die 
das zwanzigste Jahrhundert kennzeichnet. Die Anfor­
derungen, die heute an Wirtscha.ftsgebäude und Woh­
nungen, auch bei den Bauern, gestellt werden müssen, 
sehen ganz anders aus, als jene Forderungen zu der 
Zeit, in der diese Gebäude errichtet wurden. 

Wir sind deshalb der Meinung, daß der Althofsanie­
rung gerade in unserem Lande eine ganz besondt're 
Bedeutung zukommt, auf die wir mit dieser Großen 
Anfrage einmal hinweisen wollten. Wir bitten dement­
sprechend die Landesregierung, in Beantwortung die­
ser Großen Anfrage einmal darzulegen, was in den 
vergangenen Jahren auf diesem Gebiet geschehen ist 
und welche Planungen für die Zukunft bestehen. Dabei 
wird der Herr Minister sicherlich nicht versäumen, 
auch auf die Konsequenzen hinzuweisen, die sich aus 
der Tatsache ergeben, daß das Bundesernährungsmini­
sterium die Mittel für bauliche Maßnahmen in Alt­
gehöften in diesem Jahre gesperrt hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Zur Beantwortung der Großen Anfrage hat Herr Mini­
ster Stübinger das Wort. 
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Landwirtscl1affi<;minister Stübinger: 

Hert· Pra~ident! Meine sehr verehrten Damen und 
He rren! HE'vor ich die gestellten Fragen im einzelnen 
bcm1twnrt<!. darf kh zunächst folgendes b1.:merkcn: Die 
l .and<'~regierunp; teilt die Auffassung, daß die Altho!­
:·mll il·l·ung neben der 1'' 1urbereinigung, der Anllegcr­
swdlung und der Aussiedlung zu den vordringlichsten 
Mal.inahm4>n der land"\\oirtschaftlichen Strukturv<'rbes­
,:,•1·un~ l(ehören. Man muß sich jedoch darüber klar 
.st'ill, daH sie nur in den wenigsten Fällen für den 
HctriP.b selb:<t wie auch für die fl'aglicl\e Gemeinde 
<.'incn sn großen strukturellen Erfolg bewirkt. wie es 
bei der Aussledlung der Fall ist. Da ihr Ziel und Zweck 
mitunter lediglich auf eine Verbesserung der Innen­
wil"l:;drn.H gerichte1, ist, bieibt sie im Gegensatz zur 
Au~i;i~lung mit der zumeist damit verbundenen Flä­
che>narr<:mdlerun~ ohne unmittelbaren Einfluß auf die 
Strukturverhältnisse der Gemeinde. Darüb()r hinaus isl 
b~i der Althofsaniert1ng die Gefahr baulicher Fehl­
invt>~lüi•men verhältnismäßig hoch. Die Umbau- und 
Erweitt>ntn).\smaßnahmen bedürfen deshalb sorgfältig­
:;ter Priifung, Ich habe angeordnet. daß die beabsich­
tigten Vorhaben i;(rundsätzlich nur zur Ausführung ge­
langen dürfen, wenn das Einvernehmen zwischen der 
Landwirt~d1afts:;dwle und dem Kulturamt h ierüber 
erzielt wird. Mit diesen Ausführungen hoffe ich Ihnen 
die mit der Althofsanierung verbundene Problematik 
w<.'nigst.e11s in kurzen Zügen angedeutet zu haben und 
darf minmdtr die einzelnen Fragen wie folgt beant­
\\'()rten: 

Zur Frage 1: Bis zum 31. Dezember 1964 wurden in 
Rheinland-Pfalz nach den Althofsanierungsricbtlinien 
des Bundesernährungsministeriums vom 18. August 
1959 und mich den Richtlinien für die Förderung der 
Aussiedlungcn, baulirhe Maßnahmen in Altgehöften 
un<l Aufstockungen aus Mitteln des Grünen Planes 
vom 26. Juli 1963 567 Verfahren finanziert. Außerdem 
wurden in den letzten elf Jahren 14178 Bauvorhaben 
durch den Einsatz von Zinsverbilligungsmitteln für 
Knpi wlmarktdarlehen gefördert. In diesem Zusarnmen­
hanl>( :;oll d11rauf hin~E·wiesen werden. daß bei. größeren 
Bauvorh11ben für den Landwirt die Finanzierung ge­
mÄU d('n Althofsanierungsrlchtlinien vom 26. Juli 1963 
b~lastungsmäßig günstiger ist als die Finanzierung 
aussdiließlkh mit zinsverbilligten Kapitalmarktmitteln. 
Jn rtiesPm Rahmen sind auch die im Zusammenhang 
mit der Durchführung von Anliegcrsiedlungsver.tahren 
durrhgcführten Gehiiftesanierungen zu berücksichtigen; 
i::ie sind jedoch zahlenmäßig nicht erfaßt, erreichen 
aber einen erheblich E-n Umfang. Weiterhin wurden in 
der überwiegenden Zahl der von heimatvertriebenen 
I .andwirten ®gekauften VollerwierbsteUcn bei der 
.A.n;,wtzung oder bei der Gewährung eines Zusatzkre­
dits umfangreiche Baumaßnahmen finanziert. Allein 
im .T<1hr~ 1964 wurden in 54 Fällen Zusatzkredite für 
Bauten gcwälu-t. 

7.ur F'r<11(e 2: Für die auf Grund der Althofsanierungs­
richtlinien finanzierten Verfahren wurden ohne die 
gleichzeitig zum Einsatz kommenden Kapitalmarktmit­
tel 12,5 Mil!ionen DM Bundesmittel des Grünen Planes 
eingesetzt. Für die mit Zinsverbilligung durchgeführten 
14 178 Verfahren sind insgesamt 155 Millionen DM Ka­
pitalmarktmittel eingeflossen. Hiervon wurden in 1471 
Fällen zusätzlich zu der Bundeszinsverbilligung für 
25 Millionen DM eine Zinsverbilligung nach der Höfe­
ordnung i;(ewährt. Die finanzielle Belastung des Landes 
betrug hierfür 1,4 Millionen DM. Im Rahmen der An­
liegersiedlung wurden von 1962 bis zum 30. Juni 1965 
für Baumaßnahmen rund 5,6 Millionen DM an Bundes­
und Landeshaushaltsmitteln aufgewendet. 

Zur Frage 3: Nach Erlaß der Richtlinien vom 26. Juli 
1963 sind, von derHöfE'zinsverbilligung abgesehen, Lan­
desmittel für die Althofsanierung nicht mehr zum Ein­
satz gekommen, da die zur Verfügung stehenden Lan­
desmittel voll für die Zusatzfinanzierung von Aussied­
lungsvorhaiJcn in Anspruch genommen wurden. Im all­
gemeinen bieten die Richtlinien des Bundes und die 
Höfez.insverbilligung des Landes ausreichende Finan­
zierungsmöglichkeiten für die notwendigen Sanierungs­
maßnahmen. Nach den Richtlinien vom 26. Juli 1963 
können aus Dundeshaushaltsmitte!n des Grünen Planes 
in den von Natur aus b1machteiligte n Gebieten bis zu 
25 000 DM bcreitgei;t.l"llt werdP.n , in den anderC'n Ge­
bieten bis zu 20 000 DM bei einem Mindestkapitalein­
satz von 2-0 000 DM l.Jt.w. in den von Natur aus benach­
teiligten Gebieten von 15 000 DM. 

Darüber -hinaus können weitere Kapitalmarktdarlehen 
aufgenommen werden. Hier setzt jedoch oft die Be­
lastungsgrenze de1· Betriebe eine Grenze. Das gilt ins­
besondere für die von Natur aus benachteiligten Ge­
biete. Es ist daher von mir in Aussicht genommen, be­
sonders !ür die letztere Gruppe künftig in gewissem 
Umfange Landesmittel zusätzlich einzusetzen. Beson­
ders schwierig ist die Lage, wenn Wohn- -und Wirt­
schaftsgebäude abgängig sind. Hier hat sich der Bund 
nach Vorstellung meines Ministeriums bereiterklärt, 
solche Vorhaben nach Maßgabe der Aussiedlungsricht­
llnien zu finanzieren. 

Zur Frage 4: Angaben über den Zeitbedarf für die Sa­
nierung deT Altgehöfte in Rheinland-Pfalz lassen sich 
erst nach Aluswertung der Bestandsaufnahmt: zur agrar­
strnkt11r„llen Rahmenplanung gewinnen, deren Ergeb­
nisse in Kürze vorliegen werden. 

Abschließen<! bleibt n och zu bemerken, daß bei etwa 
15 000 sanierten Betrieben rund ein Viertel der etwa 
60 000 Vollerwerbsbetriebe ·berdb; saniert sin d. Es wird 
und muß von den damit befaßten Stellen angestrebt 
werden, daß die Althofsanierung insbe!;ondere in den­
jenigen Gebieten verstärkt belrieb.:n wird, in denen in 
absehl>an:r Zeil keine Flurbereinigung zu erwarten ist. 
Dort, wo d er Ausbau und Umbau bestehender Gehö1't.e 
vertretbar und eine Aussiedlung nicht erforderlich oder 
aber insbespndere nicht möglich ist, stellt nun einmal 
die Anpassung -der Höfo an die heutigen betriebswirt­
schaftlichen Erfordernisse eine Voraussetzung für die 
künftige Existenz der Betriebe dar. Es bleibt allerdings 
immer zu beachten, daß es sich bei der Althofsanierung 
um einen laufenden Anpassungsprozeß handelt, der in­
folge der wecll;;elnden Verhältnisse neue Überlegungen 
und letzten Endes auch den Einsatz gewisser Mittel er­
fordert. - Herr Kollege Dr. Haas, da ß uns von selten 
des Bundes in der letzten Zeit gewisse Mitte l gekürzt 
\Vorden sind, ist Ihnen bekannt. '1\rir sind im Augen­
blick dabei, mit der Bundesregierung zu verhandeln 
- das ist uns auch teilweise schun gelungen -, wieder 
einen T~il der vorgesehenen Kapiialmarktmittel !rei­
~~'. Darüber wii:d natürlich erst der künftige 
Bundestag bei der derzeitigen Finanzlage des Bundes 
und ln.s9csondere aber auch wir hier in diesem Hohen 
1tall$e entscheiden müssen, wie weit wir mit unseren 
Pro~mm~J!. ;Buf Grund der Etatl.age unseres Landes 
in deT Lage sind, gerade diesen Punkt der Althofsanie­
rung zu berück.sichtigen. Er ist und bleibt zweifellos 
el~er der .Sc:bwerpunkte im Sanierungsprogramm für 
unsere t.ii"ci<rwlr'tsdiaft. 

(Beilall im Hause.) 
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Präsident Van Volx:em: 

Wird eine Bespreclrnng gewünscht? - Herr Abgeord­
neter Dr. Raas (SPD) hat das Wort. 

(Abg. Dr. Haas: Ich bitte um Überweisung an den 
Agrarpolitischen Ausschuß!) 

- Es wird gebeten, die Große Anfrage an den Agrar­
politischen Ausschuß w überweisen. - Dem wird nicht 
widersprochen. 

Dann kann ich aufrufen den Punkt 30: 

Antrag der Abgeordneten Bäcker u. a. (SPD) 
betr. Unterstützung des einheimischen Tabakanbaues 

- Drucksachen II/392/408 -

Die Berichterstattung für den Haushalts- und Finanz­
ausschuß erfolgt durch Herrn Abgeordneten Billen, dem 
Ich das Wort erteile. 

Abg. Billen: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei der 
Berichterstattung für den Haushalts- und Finanzaus­
schuß über den Antrag des Abgeordneten Bäcker u. a. 
betreffend Unterstützung des ein.heimischen Tabak­
anbaues kann ich mich sehr kurz fassen. 

Der Landtag hat in seiner Sitzung am 8. Juni 1964 be­
reits beschlossen, 872.000 DM außerplanmäßig für den 
Tabnkanbau zur Verfügung zu stellen. Auf Grund dil!­
ses einstimmigen Beschlusses des Landtages schlägt der 
Haushalts- und Finanzausschuß vor, den Antrag Druck­
sache II!392 für erledigt zu erklären. Der Ausschuß bit­
t et um Ihi·e Zustimmung. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. - Wortmeldun­
gen liegen nicht vor. Ich kann abstimmen lassen über 
den Antrag Drucksache Il/472. Wer dem Antrag des 
Haushalts- und Finanzausschusses seine Zustimmung 
geben will, möge das Handzeichen geben. - Bitte die 
Gegenprobe und Stimmenthaltungen. - Einstimmig an­
genommen! 

Punkt 31 : 

Antrag der Fraktion der SPD betr. Erntesmiden 
in der Landwirtschaft 

- Drucksache ll/463 -

Der Antrag wird begründet durch Herrn Abgeordneten 
Dr. Raas (SPD). Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Ha.as: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herrent Die deutsche 
Landwirtschaft hat in den letzten Jahren über 2 Mil­
lionen Arbcitskrä!te, teils familienfremde, teils fami-

lieneigene Arbeitskräfte, abgegeben. Es scheint außer­
dem so zu sein, als ob der unentbehrlichste und durch 
die Technik nicht zu ersetzende Mitarbeiter der Land­
wirtschaft, nämlich das Wetter, ebenfalls sein Dienst­
verhältnis zur Landwirtschaft gelockert oder gar auf­
gekündigt hätte. Wir haben es zwar hier weniger mit 
dem Wetter zu tun als mit den Folgen, die sich aus der 
jährlichen Witterung - der ungünstigen in diesem Falle -
für die Ertragslage unserer Landwirtschaft ergeben. 
Wer nach einem Jahr der Nässe mit den weitläufigen 
Diskussionen um die Regulierung von Nässeschäden 
und nach einem Jahr der Trockenheit mit den gleichen 
Diskussionen um den Ausgleich von Trockenschäden in 
diesem Jahr au! einen normalen Witterungsvet'lauf ge­
hofft hat, sah sich bis in den September hinein ent­
täuscht. Die Geduld unserer Bauern, dieses Hangen und 
Bangen zwischen Hoffnung und Enttäuschung, wurde 
selten so strapaziert wie in diesem Jahr. Mitte Septem­
ber, zu einer Zeit also, in der man bei normalem Ab­
lauf der Witterung die Getreideernte bereits vergessen 
hat, boten die Felder, vor allen Dingen auf unsel'cn 
Höhengebieten, ein betrübliches Bild. Reifes Getreide, 
das nicht abgeerntet werden konnte, Lagerfrucht, die 
nur mit großen Verlusten zu bergen war, und Aus­
wuchsschäden, welche die marktmäßige Verwertung nur 
unter Inkaufnahme von Erlösminderungen möglich 
machte, ließen das Schlimmste befürchten. 

Aus dieser Situation heraus wurde unser Anfrag am 
15. September d. J. gestellt. Inwieweit das günstige 
Herbstwetter eine Herabminderung der befürchteten 
Schäden für die Ertragslage der Landwirtschaft mit sich 
gebracht hat, kann nur durch eine eingehende Erhe­
bung in den verschiedensten Landesteilen festgestellt 
werden. Um diese Erhebung ersuchen wir die Landes­
regierung mit dem vorliegenden Antrag. 

Wie wir inzwischen erfahren h aben, besteht im Bun­
desernährungsministe1·ium nicht mehr die Abs icht, die 
A:uswuchsgrenzen bei Getreide zu verändern. Nach vor­
liegenden Berichten sind diese Auswuchsschäden in <len 
einzelnen Ländern der Bundesrepublik recht unter­
schiedlich. Sie werden zwar für Rheinland-Pfalz, Hes­
sen und das Saarland als sehr hoch angegeben, insge­
samt glaubt die Bundesregierung jedoch, daß ein An­
laß :i:ur Herabsetzung der festliegenden Grenzen nicht 
erforderlich sei. 

Ich darf den Herrn Minister bitten, auch auf diese 
Frage einzugehen, und zwar aus dem Grunde , weil der 
Bund, wie wir das sehr häufig erleben, bei dem Aus­
weichen vor dieser Frage au! die Möglichkeit hinge­
wiesen hat, daß die Länder von sich aus eine Entschä­
digung vornehmen. 

Ic..'1 da rf unseren Antrag dahingehend zusammcn!assen: 
Liegen in diesem Jahre nach Abschluß der Ernte erheb­
liche Ertragsminderungen vor und ist dadurch eine Not­
wendigkeit gegeben für eine evtl. Entschädigung bzw. 
Ausgleich dieser Schäden? 

mei!all bei der SPD.) 

Präsident Van Volxem: 

Ich eröffne die Besprechung. Das Wort hat Herr Staats­
minist er Stübinger. 
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Hen Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Die Fragen, die in dem Antrag der Fraktion der 
SPD zur Ermittlung der witterungsbedingten Ernte"O 
ausfälle der Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz und 
zur UntE"rbreitung von Vorschlägen für Hilfsmaßnah­
men angesprodHm werden, können bereits heute von 
mir beantwortd werden. 

Schon vor Eingang des vorliegenden Antrages in mei-
1wm HAuse am 29 . September 1965 habe ich - durch 
den ungünstigen Witterungsverlauf veranlaßt - die 
Bezirksregierungen mit Erlaß vom 15. September auf­
gefordert,· über ·den Einfluß der Schlechlwt!tterpcriode 
<iuf dle Getreideernte. den Stand der Hackfrüchte und 
die Ertragslage der Landwirtschaft zu berichten. Auch 
die Hundesbt-auftraglen für die besondere Ernleermitt­
lung in 11.heinland-Pfä.lz. die Bauernverbände, die Lan ­
dC'!;]Phnm$laltPn und <lie Abteilung II meines Hauses 
h<1b<.'n über diese Fragen ausführlich berichtet. 

Au11 den mfr inzwischen vox·gelegten Berichten ergibt 
sich folgende Beurteilung der Entwicklung der Ertrags­
la~e deC" Jandwirtsd1aftlichcn Betriebe in unserem 
Lande im letzten Jahr: In den Niederungsgebieten, wie 
vor allem in Rheinhessen und in der Vorderpfalz, 
konnte wähl'cnd einer kurzen günstigen Witterungs­
Pl'1·iode die Getreideernte bis Ende August weitgehend 
<1bg~chlossen werden. Die zu Beginn des Monats Sep­
tember wieder einsetzende naßkalte Witterung ver­
zi.igerte <l11gegen in den Höhengebieten unseres Landes 
den Verlauf der Getreideernte beträchtlich. Zum dama­
ligen Zeitpunkt konnte mit Recht eine Mißernte bei 
Getreide in den Höhengebieten befürchtet werden. 
Diese fl P.türchtungen wurden jedoch nicht absolut be­
:>tiHigt, dci. die Mitte Septen-1ber eintn;tende Wetter­
bess~rnnl( weitgehend eine zügige Einbringung der 
restlichen Ernte ermöglichte. 

Qu::ilitätsP.lnbußen sind vor allem dort autgetreten, wo 
die Getreideernte während der ungünstigen Witte­
runJ?.speriode in der ersten Septemberhälfte einge­
bntcht ·wurde. Lediglich in den Höhengebieten und 
unlt-l' t>Xll'~m ungünstigen Bedingungen konnten infolge 
starker Auswuchs- und Lagerschäden gewisse Flächen 
ni<'h t geerntet werden. Diese Totalschäden beschränken 
sich jedoch <tUf wenige Einzelfälle. 

Ein im August beim Bundesernährungsministerium von 
mir gestellt.er Antrag au! Heraufsetzung der Grenzen 
füt• Auswuchs, um so für gewisse Partien die Verwcr­
lunf.( als Brotgetreide noch zu ermöglichen, blieb ohne 
Erfolg, nachdem Mitte September der Witterungsum­
~<·hwung eintrat und auch der Antrag von den übrigen 
Bundesländern nicht unterstützt wurde. 

Bei Brot?,o?tro?'ide wird der Ernteausfall durchschnittlich 
mit ctw<1 fünf Prozent angegeben. In den Höhengebie­
ten ~ind hei l;igerndem ~treide höhere Verluste von 
10 bis 2U Prozent und in einzelnen Fällen noch wesent­
lich höh~~rc Verluste festgestellt worden. Die Qualität 
wm·d<> te ilweü;e durch den hohen Feuchtigkeitsgehalt 
und den Auswuchs beeinträchtigt. Durch die modernen 
Gctreidetrocknungsanlagen konnten ctie Qualitätsein­
bußen jeclo1:h geringer gehalten werden, als ursprüng­
lich befi.irchtel worden war. Ein geringer Teil des 
Brolgetr<'?ides mußte wegen des Auswuchses als Fut­
tergetreide verwendet werden. 

Das Gesamtergebnis der Getreideernte kann - an der 
Menge gemessen -, wie die Feststellungen der beson-

deren Ernteermittlung erkennen lassen, für Rheinland­
Pfaiz als noch befriedigend bezeichnet werden. Dic.s 
zeigt insbesondere ein Vergleich mit den Ernteergeb­
nissen der übrigen Bundesländer. Lediglich in Rhein­
land-Pfalz und im Saarland Jagen die Flächenerträge 
etwas über denjenigen des Vorjahres. In allen anderen 
Bundesländern wurden die Vorjahreserträge nkht er­
reicht. Sie wurden zum Beispiel in unseren südwesl­
deutschen Nachbarländern um 12 bis 18 Prozent unter­
schritten. 

Bei Hackfrüchten bestand in der BeurteHung der Er­
tragsaussichten zunächst eine gewisse Unsicherheit. Die 
inzwischen vorliegenden Ergebnisse der Hackfrucht­

. ernte zeigen jedoch, daß sowohl bei Kartoffeln wie bd 
Zucker- und Futterrüben mit einer mittleren bis guten 
Ernte gerechnet werden kann. Das trifft voi· allem für 
die Kartoffelernte zu. Nach dem mengenmäßig nur ge­
ringen Kartoffelernteertrag des Vorjahres kann in die­
sem Jahre mit einem etwa:; über dem langjährigen 
Durchschnitt liegenden Hektar-Er trag gerechnt!l wer­
den. Der mehrjährige Durchschnitt 1959 bis 1964 wird 
nach der vo!"läufigen Berechnung der diesjährigen 
Kartoffelernte voraussichtlich um etwa drei Prozent 
übertroffen werden. 

Die teilweise ungünstige WitterWlg hat zu einem ge­
bietsweise stärkeren Befall mit Krautfäule geführt. 
Vor allem bei Spätkartoffeln ist jedoch nicht mit grö­
ßeren Qualitätseinbußen zu rechnen. 

Trotz der beispielsweise in dem ungünstigen Witte­
rungsabsd;initt in der ersten Septemberhä lfte eingetre­
tenen Verluste durch Lagerung, Auswuchs und hohe 
F-euchtigkeit bei Getreide sind die Ertragseinbußen 
nach den eingegang;:m.en BcricMen nid1t so hoch, daß 
sie eine E."<istenzge!ährdung der landwirtschaftlichen 
Betriebe zur Folge haben. 

Aus den . am sfärksten betrof!entm Höhengebieten , in 
denen das .Schwergewicht der Betriebe au( der Ver­
edelungswtrtsdlaft liegt, wird übereinstimmend gemel­
det, daß die gute Futterernte auf d em Grünland im 
Kraftfutterbau und bei Futterrüben · sowie die festen 
Viehpreise die Ertragseinbußen bei Getreide weit­
gehend ausgeglichen haben. Es sind l>i:sher keine Fälle 
bekannt geworden, in denen Betrieb~ durch Verluste 
bei der Getreideernte in eine Einkommens ituation ge­
kommen sind, die als besorgnisenegend bezeichnet 
werden müßte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Aus meinen 
bisherigen Ausführungen mögen Si e entnommen haben, 
daß die Entwicklung der Gesamtertrag slage in der 
Landwirtschaft nkht dazu bl!l'~t..tltigt, von einer Exi­
stenzgefährdung unserer landwirtschaftlic:hen Betriebe 
zu sprecheu. Daroit besteht auch ~~nerdl keine Not­
wen'd!gkclt, vom Land aus finanzielle Hilfsmaßnahmen 
einzuleiten, die nach übereinstimmender Auffassung 
aller Fraktionen eine wirkliche Exii;tenzgdährdung 
der landwirtschaftlichen Betriebe zur Voraussetzung 
haben müßten. 

Ich möchte ausdrücklich betonen, daß in Einzelfällen, 
in denen die angegeb~nen Schadens7„ahlen weitgehend 
überschritten werden - und solche mögen vorkommen -, 
auch Existenzgefährdungen eintreten können. In die­
sen l!'lnlen gibf uns der allgemeine Beschluß des Parla­
ments die Möglichkeit, den Einzelfall isoliert zu 
bearbeiten. unli auf Grund unserer für solche Fälle 
gebilligten Richtlinien gegebenenfalls die Unterstüt-
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zung der existenzgefährdeten Betriebe zu genehmigen. 
Falls mir solche Einzelfälle gemeldet werden, werde 
ich darauf bedacht sein, diese Fälle in dem vorgetra­
genen Sinne abzuwickeln. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Van Volxem: 

Wird das Wort gewünscht? - Ich erteile das Wort dem 
Herrn Abgeordneten Thorwirth (SPD). 

Abg. Thorwirth: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Bericht 
des Herrn Landwirtscliaftsministers zu einem ·bestimm­
ten Teil der in dem Antrag gestellten Fragen und die 
letzten Bemerkungen, daß in den Fällen, in denen er­
hebliche Schäden vorliegen, geholfen werden soll, geben 
uns Veranlassung, zu erklären, daß unser Antrag da­
mit seine Erledigung gefunden hat. 

Ich möchte aber noch eine Bemerkung hinzufügen: 
Herr Minister, Sie haben gesagt, daß Sie, bevor der 
Antrag am 29. September Ihrem Haw~e bekannt war, 
bereits am 15. September die entsprechenden Ermitt­
lungen eingeleitet haben. Uns ist offensichtlich am glei­
chen Tage d~r gleiche Gedanke gekommen; denn unser 
Antrag stammt vom 15. September. 

(Beifall bei der SPD und Heiterkeit im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 

Mit dieser Erklärung ist dieser Punkt der Tagesordnung 
erledigt. 

Ich t'Ufo Punkt 32 der Tagesordnung auf: 

Goße Anfrage der SPD betreffend Bildung von 
Maschinenringen in Rheinland-Pfalz 

- Drucksache II/398 -

Hierzu liegt ein Antrag des Agrarpolitischen Ausschus­
ses - Drucksache II/487 - vor. Zur Berichterstattung er­
teile ich Herrn Abgeordneten Meyer das Wort. 

Abg, Meyer: 

Herr Präsident 1 Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Der Agrarpolitische Ausschuß hat sich in seiner 
Sitzung am 8. Oktober dieses Jahres mit der Großen 
Anfrage der Fraktion der SPD betreffend Bildung von 
Maschinenringen in Rheinland-Pfalz befaßt. Nach einem 
eingehenden Bericht des Landwirtschaftsministeriums 
ist die Situation so, daß wir gegenwärtig eine sehr 
.sta rke Belastung durch Maschinen bei den landwirt-

schaftlichen Betrieben zu verzeichnen haben, die bei 
den Sonderkulturen bis zu 5 000 DM je Hektar und 
bei den. größtenteils noch vielseitig arbeitenden Betrie­
ben der Höhengebiete 3 000 DM je Hektar beträgt. 

Diese Belastung ist für viele Betrkbe unerträglich. Aus 
diesem Grunde haben auch Bund und Länder seit dem 
Jahre 1957 Förderungsmaßnahmen für den überbe­
trieblichen Maschineneinsatz eingeleitet. Das Land 
Rheinland-Pfalz hat in den Jahren von 1957 bis 1965 
für die Förderung der Maschinengemeinschaften 2,5 
Millionen DM ausgegeben und damit etwa 3 000 klei­
nere Maschinengemeinschaften gefördert. Gleichzeitig 
hat der Bund seit dem Jahre 1957 eine Million DM zur 
Verfügung gestellt, und zwar vordringlich für die UnM 
terstützung der Lohnunternehmen und die größeren 
Maschinengemeinschaften. Darüber hinaus dar! hier 
noch vermerkt werden, daß auch die Genossenschaften 
sich in die Förderungsmaßnahmen eingeschaltet und 
bei 1 250 kleineren Maschinengemeinschaften Maschinen 
leihweise zur Verfügung gestellt haben. 

Das Landwirtschaftsministerium hat in seinem Bericht 
auch dargelegt, wie die Erfahrungen in den Nachbar­
ländern sind, die man mit den neugegründeten großen 
Maschinenringen gemacht hat. Aus diesem Bericht geht 
hervor, daß es zur Zeit im Bundesgebiet 39 große Ma­
schinenringe gibt, davon allein 30 in Bayern. Alle 
diese Maschinenringe arbeiten mit hauptamtlichen Ge­
schäftsführern. Ein hauptamtlicher Geschäftsführer 
kostet mit Büro, das ja notwendig ist, pro Jahr 20 000 
DM. In Bayern besteht die Regelung, daß der Ge­
schäftsführer im ersten Jahr vom Lande voll, im zwei~ 
ten Jahr zur Hälfte und im dritten Jahr zu einem 
Drittel bezahlt wird. Im vierten Jahr muß der Ring 
den Geschäftsführer alleine bezahlen. 

Wir können feststellen, daß die größeren Maschinen­
ringe hauptsächlich in den Ländern Bayern und Nie­
dersachsen bestehen, In Rheinland-Pfalz sind bisher 
nur drei größere Maschinenringe gegründet worden, 
und bei allen drei Ringen kann gesagt werden, daß sie 
entweder nur auf dem Papier besteht:!n oder erhebliche 
Startschwierigkeiten haben. 

Es ging auch vor allen Dingen um die Grundsatzfragt!. 
ob in Rheinland-Pfalz die Förderung dieser größeren 
Maschinenringe mit Unterstützung von Landesmitteln 
erfolgen sollte oder ob wir weiter so verfahren sollkn 
wie bisher, nämlich die kleinen Maschinengemeinschaf­
ten zu fördern, die sich in der Regel aus drei bis fünf 
Betrieben zusammensetzen. Der Bericht des Landwir1 -
schaftsministeriums sagt aus, daß in den NachbarHin­
dern nur dann ein gutes Funktionieren der großen 
Maschinenringe garantiert war, wenn von vornherein 
feststand, daß der Maschinenring einen Umsatz von 
wenigstens 300 000 DM erzielte. Die klein- und mitld­
bäuerliche Struktur unseres Landes scheint nkhl ge­
eignet zu sein, große Maschinenringe zu fördern. Die 
Schwierigkeit besteht vor allen Dingen darin, daß we­
gen Fehlens fremder Arbeitskräfte der Betdcbsleitt·1· 
selber mit seiner Maschine in die Nachbardörfer fah­
ren und die Maschine einsetzen muß. Das mug anders 
sein in den Ländern, die ich eben nannte - Bayern 
und Niedersachsen -, mit einer Struktur, in der grö­
ßere Betriebe überwiegen. 

Der Ausschuß war einmütig der Meinung, daß die bis~ 
herige Förderung nach Art und Um.fang fortgesetzt 
werden soll und daß damit für uns in Rheinland-Pfalz 
gute Erfolge erzielt wurden. Eine Tendenz zur Förde­
rung der großen Maschinenringe bestand im Ausschuß 
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nicht. kh darf noch vermerken. daß die Anregung ge-
11,eben wurde, einmal den Katalog der Förderungsmaß­
nahmi:-11 zu überprüfen und den AussdJ.ußmitgliedern 
die Ridnlinien vorzulegen. 

Mit diesem Bericht kann nach der Beratung im Agrar­
politischen Ausschuß die Große Anfrage als erledigt 
betrachtet werden. 

(Beifall im Hause.) 

Präsident Van Volxem: 

\'Vird dcas \Vort gc\vünsclit? - Das scheint niu.'1.t der Fall 
z:u sein. Dann lasse ich über den Antrag des Agrar-

politischen Ausschu~ - Druc.'ksa<'he IT/487 - abstimmen. 
Wer seine Zustimmung geben will, möge das Hand­
zeichen geben! - Danke! - Die Gegenprobe! - Stimm­
enthaltungen! - Einstimmig angenommen! 

Wenn ich die Tagesordnung üb.::rsehe, so glaube ich, 
daß wir .für heute am Ende der Tagesordnung sind. 
kh schließe die Sitzung, berufe die nächste Sit7.ung für 
den 3. November ein und wünS<.:he Ihnen eine gute 
Heimreise. 

Schluß der Sitzung: 14.24 Uhr. 


